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Entwicklung der
Steuereinnahmen
in Deutschland und
aktuelle steuer-
politische Fragen

Das Steueraufkommen in Deutschland

schwankte in den vergangenen zehn

Jahren erheblich und teilweise uner-

wartet. Dies hing insbesondere mit der

starken Volatilit�t bei den gewinn-

abh�ngigen Steuern zusammen. Die

Steuerquote nahm insgesamt zu und

war zuletzt auch im historischen Ver-

gleich hoch. Ausschlaggebend f�r den

Anstieg waren die Steuererh�hungen

bei den Verbrauchsteuern, die die Ent-

lastungen vor allem durch die Einkom-

men- und Unternehmensteuerreform

aus dem Jahr 2000 deutlich �berwogen.

Die Abgabenquote insgesamt (inkl.

Sozialbeitr�ge) war hingegen r�ckl�u-

fig. Zur unterschiedlichen Entwicklung

von Steuer- und Abgabenquote trug

auch die zunehmende Steuerfinanzie-

rung der Sozialversicherungen bei.

Ein effizientes Steuer- und Abgaben-

system und die Begrenzung der Steuer-

belastung sind wichtig f�r wachs-

tumsfreundliche Rahmenbedingungen.

Durch ein �bersichtlicheres System

k�nnten die Akzeptanz verbessert und

Verzerrungen vermindert werden. Da-

her bleibt die Senkung der Tarifbe-

lastung verbunden mit der Eind�m-

mung von Sonderregelungen bei vielen

Steuerarten auf der steuerpolitischen

Agenda. Dar�ber hinaus k�nnte der

�quivalenzcharakter der Sozialver-

sicherungsbeitr�ge durch eine nach-

vollziehbare Steuerfinanzierung ver-

sicherungsfremder Leistungen gest�rkt

werden.
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Entwicklungstendenzen der

Steuer- und Abgabenquote in

den vergangenen zehn Jahren

Das Steueraufkommen in Deutschland ent-

wickelte sich in den vergangenen zehn Jahren

teilweise sehr volatil und erratisch. Hierdurch

wurden erhebliche Schwankungen des Staats-

defizits entscheidend mitverursacht. Einem

kr�ftigen Aufkommensanstieg von 1997 bis

zur Jahrtausendwende folgte vor dem Hinter-

grund einer ung�nstigen gesamtwirtschaft-

lichen Entwicklung und umfangreicher Ein-

kommensteuersenkungen eine ausgepr�gte

Schw�chephase. Diese kehrte sich erst zur

Mitte des Jahrzehnts wieder um, wobei auch

die erheblichen Mehreinnahmen aufgrund

der Umsatzsteuersatzerh�hung im vergange-

nen Jahr eine Rolle spielten. Zuletzt n�herte

sich die Steuerquote, das heißt das Steuerauf-

kommen in Relation zum Bruttoinlandspro-

dukt (BIP), wieder dem auch im l�ngerfristi-

gen Vergleich hohen Wert aus dem Jahr 2000

an (siehe nebenstehendes Schaubild und

Tabelle auf S. 37 f�r detaillierte Zahlenan-

gaben sowie die Erl�uterungen auf S. 39 zum

statistischen Konzept). Die starke Aufkom-

mensvolatilit�t war – zus�tzlich zu den

Rechts�nderungen – auf die Entwicklung bei

den gewinnabh�ngigen Steuern zur�ckzu-

f�hren. Deren Einnahmen schwankten in au-

ßerordentlichem und schwer zu prognostizie-

rendem Maße. Zuletzt d�rften sie ihren mit-

telfristigen Trend wohl wieder sp�rbar �ber-

schritten haben.

Im Rahmen der steuerrechtlichen �nderun-

gen wurden die Verbrauchsteuers�tze auf

breiter Front erh�ht. Dagegen wurden die

Tarife der Einkommensteuern (einschl. Unter-

nehmensteuern) gesenkt, was nur teilweise

durch Gegenfinanzierungsmaßnahmen auf-

gewogen wurde.1) Insgesamt kam es beim

Aufkommen dennoch nur zu einer leichten

Gewichtsverlagerung von einkommens- zu

verbrauchsabh�ngigen Steuern, da die Ein-

kommensteuerbelastung im Zeitverlauf bei

steigenden Einkommen durch die progressive

Tarifgestaltung automatisch steigt („Fiscal

Drag“) und sich die Bemessungsgrundlagen

der verbrauchsabh�ngigen Steuern relativ

schwach entwickelten.

in % des BIP

Steuerquote ...

... in Deutschland

... in EU-Ländern (27)

... im Euro-
    Währungsgebiet (15)

1997 2007

Abgabenquote ...

... in Deutschland

... in EU-Ländern (27)

... im Euro-
    Währungsgebiet (15)

Abgaben im
internationalen Vergleich *)

Quelle: EZB und eigene Berechnungen. —
* Vgl. Erläuterungen auf S. 39 zur sta-
tistischen Abgrenzung. Für die EU und das
Euro-Währungsgebiet sind die ungewich-
teten Mittelwerte dargestellt.
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1 Die hier und im Folgenden dargestellten Entwicklungs-
tendenzen bleiben erhalten, wenn die Entlastungen
durch die Unternehmensteuerreform 2008 in die Be-
trachtung einbezogen werden.

Steuerquote
volatil und
insgesamt
gestiegen

Leichte
Verlagerung zu
verbrauchs-
abh�ngigen
Steuern
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W�hrend die Steuerquote in den letzten zehn

Jahren per saldo um 11�2 Prozentpunkte auf

24 1�2 % im Jahr 2007 zunahm, ging die Abga-

benquote (Aufkommen aus Steuern und So-

zialbeitr�gen in Prozent des BIP) um 11�2 Pro-

zentpunkte auf 41% zur�ck. Damit erh�hte

sich das Gewicht der Steuern im Vergleich zu

den Sozialbeitr�gen deutlich, und die Auf-

kommensstruktur verschob sich sp�rbar von

einkommens- zu verbrauchsabh�ngigen Ab-

gaben. Die Sozialbeitragsquote konnte vor

allem deshalb sinken, weil die Ausgaben der

Sozialversicherungen im Verh�ltnis zum BIP

im Jahr 2007 niedriger lagen als 1997 und die

Steuerfinanzierung der Sozialversicherungen

durch eine kr�ftige Aufstockung der Bundes-

zusch�sse erheblich ausgeweitet wurde. Zum

R�ckgang der Quote trug bei, dass die Bei-

tragss�tze f�r die Sozialversicherungen insge-

samt zwischen 1997 und 2007 per saldo ge-

senkt wurden. Von noch deutlich gr�ßerer

Bedeutung war aber, dass die Bemessungs-

grundlagen der Beitragseinnahmen (insbe-

sondere Bruttol�hne und -geh�lter) langsa-

mer stiegen als das BIP. Bezogen auf die

Staatsfinanzen insgesamt sinkt mit der Lohn-

quote neben der staatlichen Einnahmen-

auch die Ausgabenquote quasi automatisch

(d.h. ohne finanzpolitische Eingriffe), da auf

der Ausgabenseite zahlreiche Sozialleistun-

gen an die durchschnittliche Lohnentwick-

lung gekoppelt sind und sich die Entgelte im

�ffentlichen Dienst ebenfalls an dieser orien-

tieren.

Im internationalen Vergleich hat sich die

deutsche Abgabenquote seit 1997 dem

Durchschnitt der Mitgliedstaaten des Euro-

Entwicklung der Steuer- und Abgabenquote *)

Quoten in % des BIP

Position 1997 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007

Abgaben 42,2 43,3 41,4 41,0 41,1 40,2 40,1 40,6 40,8
davon:

Steuereinnahmen 23,0 25,0 23,3 22,8 22,8 22,2 22,5 23,3 24,3
davon:

Einkommensabh�ngige Steuern 11,9 13,3 11,7 11,4 11,3 11,0 11,2 12,1 12,5
davon:

Lohnsteuer 8,5 8,5 8,1 8,2 8,1 7,5 7,2 7,2 7,3
Gewinnabh�ngige Steuern 3,4 4,8 3,6 3,2 3,2 3,5 4,0 4,9 5,3

Verbrauchsabh�ngige Steuern 10,1 10,6 10,5 10,4 10,5 10,2 10,2 10,2 10,7
davon:

Umsatzsteuer 6,4 6,8 6,6 6,4 6,4 6,2 6,2 6,4 7,0
Sonstige 3,7 3,8 4,0 4,0 4,2 4,0 4,0 3,9 3,7

Sonstige Steuern 1,0 1,0 1,0 1,0 1,0 1,0 1,0 1,0 1,0

Sozialbeitr�ge 19,2 18,3 18,2 18,2 18,3 17,9 17,7 17,2 16,5

Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesministerium der
Finanzen, eigene Berechnungen. — * Vgl. Erl�uterungen
auf S. 39 zur statistischen Abgrenzung.

Deutsche Bundesbank

Sinkende
Abgabenquote
und �nderung
der Abgaben-
struktur

Abgabenquote
im oberen
EU-Mittelfeld
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Raums von oben angen�hert und lag 2007

im oberen Mittelfeld der EU (vgl. Schaubild

auf S. 36).2) Demgegen�ber ist die deutsche

Steuerquote zwar vergleichsweise niedrig,

allerdings werden in Deutschland im Unter-

schied zu anderen EU-Staaten die Systeme

der sozialen Sicherung auch zu einem relativ

großen Teil �ber Sozialbeitr�ge (statt �ber

Steuern) finanziert. Daher empfiehlt es sich,

bei internationalen Vergleichen zur Abgaben-

belastung Steuern und Sozialbeitr�ge zusam-

men zu betrachten.

Dementsprechend sind Gesamtabgabenquo-

ten, aber auch BIP-Relationen f�r einzelne

Abgabenarten eine international �bliche Basis

f�r die Analyse und Einordnung der Abga-

benentwicklung sowie ihres Einflusses auf

die Staatsfinanzen. Allerdings sind Schlussfol-

gerungen hinsichtlich der dahinterstehenden

konkreten Belastungen aus solchen einnah-

menbezogenen Betrachtungen mit Vorsicht

zu ziehen. Beispielsweise wirken Sozialbei-

tr�ge weniger wie eine verzerrende Steuer,

wenn sie st�rker mit der jeweiligen Leistung

der Sozialversicherungen verkn�pft sind

(�quivalenzprinzip). Auch Unterschiede im

Umfang der Besteuerung von Sozialleistun-

gen beim Empf�nger (Brutto- oder Nettoaus-

zahlung) oder die M�glichkeit, eine spezielle

F�rdermaßnahme entweder durch Finanzhil-

fen oder Steuersubventionen umzusetzen,

Entwicklung der Steuerquoten und ihre Determinaten *)

Ver�nderung der Quoten gegen�ber dem Vorjahr in Prozentpunkten

Position 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007

1998
bis
2007 1)

Steuereinnahmen 0,4 – 1,7 – 0,5 0,0 – 0,6 0,2 0,9 0,9 1,3
davon:

Rechts�nderungen 0,2 – 0,9 0,6 0,3 – 0,5 – 0,2 0,1 1,1 1,2
Fiscal Drag 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,0 0,0 0,1 1,0
Strukturverschiebung BIP – 0,1 0,0 – 0,2 0,0 0,0 0,1 0,0 – 0,4 – 0,7
Residuum 0,2 – 0,9 – 1,0 – 0,4 – 0,1 0,3 0,7 0,1 – 0,2

Einkommensabh�ngige Steuern 0,5 – 1,6 – 0,3 – 0,1 – 0,3 0,3 0,9 0,4 0,6
davon:

Rechts�nderungen – 0,1 – 1,1 0,4 0,0 – 0,6 – 0,3 0,1 – 0,1 – 1,8
Fiscal Drag 0,2 0,2 0,1 0,2 0,2 0,1 0,1 0,1 1,4
Strukturverschiebung BIP – 0,1 – 0,1 0,0 0,0 0,1 0,1 0,0 0,0 0,0
Residuum 0,5 – 0,6 – 0,8 – 0,3 0,0 0,4 0,6 0,4 1,0

Verbrauchsabh�ngige Steuern 0,0 – 0,1 – 0,1 0,1 – 0,3 0,0 0,0 0,5 0,6
davon:

Rechts�nderungen 0,2 0,2 0,2 0,3 0,1 0,1 0,0 1,2 3,0
Fiscal Drag – 0,1 – 0,1 0,0 – 0,1 – 0,1 – 0,1 – 0,1 0,0 – 0,5
Strukturverschiebung BIP 0,0 0,0 – 0,1 0,1 – 0,1 0,0 – 0,1 – 0,4 – 0,6
Residuum – 0,2 – 0,2 – 0,2 – 0,2 – 0,2 – 0,1 0,1 – 0,3 – 1,3

Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesministerium der
Finanzen, eigene Berechnungen. — * Vgl. Erl�uterungen
auf S. 40 f. zur Bestimmung der Determinaten der Ent-

wicklung mit dem disaggregierten Ansatz. — 1 Summe
der Ver�nderungen 1998 bis 2007.

Deutsche Bundesbank

2 Die in Deutschland zu beobachtende Verschiebung von
einkommens- zu verbrauchsabh�ngigen Abgaben und
die Volatilit�t bei den gewinnabh�ngigen Steuern sind
auch in vielen anderen EU-Staaten festzustellen, vgl.:
Europ�ische Kommission (2008a), Taxation trends in the
European Union, sowie zur aktuellen Entwicklung und
Aufkommensvolatilit�t: Europ�ische Kommission, Public
Finances in EMU – 2008, insbesondere S. 100 ff.

Vorsichtige
Interpretation
im Hinblick
auf effektive
Belastungen
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k�nnen die Vergleichbarkeit erheblich ein-

schr�nken. Zudem ist die Quote das Ergebnis

des Zusammenspiels zwischen gesetzlichen

Regelungen und Verhalten der wirtschaft-

lichen Akteure und damit auch abh�ngig von

deren (legalen und illegalen) Ausweichreak-

tionen. So kann beispielsweise eine hohe

Tarifbelastung zu niedrigen Quoten f�hren,

wenn die Steuerpflichtigen die Besteuerung

teilweise umgehen.

Eine von solchen Verhaltensreaktionen unab-

h�ngige, daf�r aber st�rker durch Modellan-

nahmen beeinflusste Herangehensweise liegt

beispielsweise in der Messung der Belastung

der Lohneinkommen anhand des sogenann-

ten Abgabenkeils. Hierbei wird f�r stilisierte

Arbeitnehmergruppen der relative Abstand

zwischen Arbeitskosten der Arbeitgeber und

Nettolohn der Arbeitnehmer analysiert. F�r

Unternehmen werden effektive Belastungen

von Muster-Firmen errechnet. Verschiedene

diesbez�gliche Untersuchungen deuten da-

rauf hin, dass die Abgabenbelastungen durch

die Tarifsenkungen der letzten zehn Jahre

sp�rbar zur�ckgegangen sind, Deutschland

im internationalen Vergleich aber immer

noch ein relativ hohes Niveau aufweist.3)

Anmerkungen zu statistischen
Konzepten

Die Einnahmenentwicklung wird hier (sofern nicht
anders angegeben) in Abgrenzung der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) beschrieben,
und die an die EU abgef�hrten Abgaben werden in
die Steuerquote einbezogen.1) Ein wichtiger Unter-
schied zur finanzstatistischen (haushaltsm�ßigen)
Abgrenzung liegt darin, dass die Auszahlungen von
Eigenheimzulage, Investitionszulage und Kinder-
geld finanzstatistisch mit dem Steueraufkommen
verrechnet werden, das heißt die Einnahmen min-
dern, w�hrend sie in den VGR als staatliche Aus-
gaben behandelt werden. Außerdem werden die
Einnahmen in den VGR nicht einfach dem Aufkom-
mens-, sondern dem Entstehungsjahr zugeordnet.

In den VGR werden �blicherweise die Einkommen-
und Verm�gensteuern (direkte Steuern), die Pro-
duktions- und Importabgaben (indirekte Steuern)
sowie die verm�genswirksamen Steuern unterschie-
den. Hier wird demgegen�ber eine Einteilung vor-
genommen, die sich st�rker an den zugrunde lie-
genden steuerlichen Bemessungsgrundlagen orien-
tiert. Unter dem Begriff „einkommensabh�ngige
Steuern“ werden Lohnsteuer, veranlagte Einkom-
mensteuer, Kapitalertragsteuer, K�rperschaftsteuer
und Gewerbesteuer zusammengefasst. Diese Grup-
pierung weicht von den „direkten Steuern“ gem�ß
VGR insbesondere dadurch ab, dass die Gewerbe-
steuer in den VGR den indirekten Steuern zugeord-
net wird. Innerhalb der einkommensabh�ngigen
Steuern werden die Lohnsteuer und die (�brigen)
„gewinnabh�ngigen Steuern“ unterschieden. Hier-
bei ist allerdings zu beachten, dass die Lohnsteuer
lediglich eine spezielle Erhebungsform der Einkom-
mensteuer darstellt. Abweichungen von der tats�ch-
lichen Steuerschuld (etwa wegen zus�tzlicher Ab-
z�ge oder weiterer Eink�nfte) werden im Rahmen
der Einkommensteuerveranlagung verrechnet und
mindern das Aufkommen der veranlagten Einkom-
mensteuer. Als „verbrauchsabh�ngige Steuern“
werden die Umsatz-, Energie-, Strom-, Tabak- und
Versicherungsteuer sowie die �brigen speziellen
Verbrauchsteuern bezeichnet.

Wie allgemein (auch international) �blich werden
die Quoten hier bezogen auf das BIP berechnet. Zur
Beurteilung des Mittelentzugs durch Abgaben b�te
sich grunds�tzlich auch die Relation zum Volksein-
kommen (und damit zu den Faktoreinkommen) an,
bei dem unter anderem die Abschreibungen abge-
zogen sind. Die Entwicklungstendenzen �ndern sich
hierdurch allerdings nur begrenzt, die Quoten lie-
gen aber naturgem�ß deutlich h�her (2007 lag die
Relation von Volkseinkommen zum BIP bei 75,4%).

1 Den Ausf�hrungen der Europ�ischen Kommission
(2008a), a.a.O., liegt eine Abgrenzung und Kategorisie-
rung zugrunde, die der hier verwendeten zum großen
Teil vergleichbar ist.

Deutsche Bundesbank

3 Vgl. z.B.: OECD (2008), Taxing Wages 2006 –2007,
D. Endres, C. Spengel und T. Reister, Neu Maß nehmen:
Auswirkungen der Unternehmensteuerreform 2008, Die
Wirtschaftspr�fung 11/2007, S. 478 ff., und Bundes-
ministerium der Finanzen, Die wichtigsten Steuern im
internationalen Vergleich 2007.

Auch andere
Indikatoren
deuten auf
international
�berdurch-
schnittliche
Belastung hin
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Zum disaggregierten Ansatz zur Analyse der Staatsfinanzen

Skizzierung des Ansatzes1)

Mit dem disaggregierten Ansatz kann die Entwicklung von
Einnahmen- und Ausgabenquoten genauer erkl�rt wer-
den. Auf der Einnahmenseite wird modellhaft die Aufkom-
mensentwicklung der wichtigsten Abgabenarten auf die
(gesch�tzte) Wirkung von Rechts�nderungen und die Ent-
wicklung gesamtwirtschaftlicher Bezugsgr�ßen zur�ckge-
f�hrt. Dazu werden geeignete Bezugsgr�ßen ausgew�hlt
sowie Aufkommenselastizit�ten (prozentuale Aufkom-
mens�nderung bei einer �nderung der Bezugsgr�ße um
1%) und Lag-Strukturen (zeitliche Beziehung zwischen
Entwicklung der Bezugsgr�ße und Abgabenzahlung) fest-
gelegt (siehe auch Tabelle auf S. 41). Die in dem Ansatz ver-
wendeten Aufkommensmodelle sind dabei relativ einfach
und standardisiert und entsprechen vom Prinzip her den-
jenigen, die beispielsweise in Aufkommensprognosen ver-
wendet werden. Sie eignen sich damit unter anderem
auch dazu, die teilweise diskutierten „Aufkommens�ber-
raschungen“ (Revenue Windfalls) abzubilden.

Analyse von Sonderentwicklungen

Die standardisierten Aufkommensmodellen des disaggre-
gierten Ansatzes k�nnen die Einnahmenentwicklung zu-
meist nicht vollst�ndig erkl�ren, und es verbleiben uner-
kl�rte Restkomponenten (Residuen). Diese ergeben sich
beispielsweise dadurch, dass die Modelle regelm�ßige und
durchschnittliche Zusammenh�nge abbilden, aber Sonder-
faktoren nicht erfassen k�nnen. So wird etwa die unerkl�rt
schwache Entwicklung der Umsatzsteuereinnahmen im
Jahr 2001 teilweise mit einer Zunahme des Umsatzsteuer-
betrugs (u.a. sog. Karussellgesch�fte) in Zusammenhang
gebracht. Diese zeigt sich in einem negativen Residuum.
Das Beispiel verdeutlicht aber auch, dass die konkrete Iden-
tifizierung und Quantifizierung von Sondereinfl�ssen mit-
unter schwierig ist.

Ein weiterer Grund f�r unerkl�rte Restkomponenten sind
Sch�tzprobleme hinsichtlich der finanziellen Wirkungen
von Rechts�nderungen. F�r die Berechnungen wurde in
der Regel auf die Ans�tze zur�ckgegriffen, die im Rahmen
des Gesetzgebungsprozesses von der Bundesregierung er-
stellt wurden. Dabei besteht insbesondere das Problem,
dass diese auch von den Prognosen �ber die Wirtschafts-
und Aufkommensentwicklung zum jeweiligen Sch�tzzeit-
punkt abh�ngen (Ex-ante-Ansatz). Eine sp�tere Anpassung
an die tats�chliche Entwicklung ist hier nur in Einzelf�llen

– vor allem f�r die Tarif�nderungen bei den Verbrauch-
steuern – vorgenommen worden (Ex-post-Ansatz). Trotz
dieser grunds�tzlichen Einschr�nkungen verbessert sich
der Erkl�rungsgehalt der Aufkommensmodelle durch die
Einbeziehung der Sch�tzans�tze zur Wirkung von Rechts-
�nderungen deutlich.2)

Auch bei den Aufkommenselastizit�ten handelt es sich
letztlich um Sch�tzungen, und diesbez�gliche Ungenauig-
keiten k�nnen ebenfalls zu Residuen f�hren. F�r Abgaben-
arten, bei denen der Tarif vom Prinzip her proportional ist,
werden die Elastizit�ten mit eins angesetzt. Bei der Ein-
kommensteuer ist die Elastizit�t aufgrund des progressiven
Tarifs gr�ßer als eins. Daraus resultiert ein positiver, das
heißt automatisch einnahmenerh�hender Fiscal Drag.3)

Dar�ber hinaus wird insbesondere ber�cksichtigt, dass die
speziellen Verbrauchsteuern großteils mengenbezogen er-
hoben werden und ihre Einnahmen folglich unabh�ngig
von der Preisentwicklung sind. Technisch gesprochen be-
tr�gt die Elastizit�t bez�glich des relevanten Deflators also
null. Der daraus resultierende R�ckgang der Abgaben-
quote wird hier ebenfalls als (negativer) Fiscal Drag be-
zeichnet.

Die Residuen im disaggregierten Ansatz entstehen außer-
dem deshalb, weil die tats�chlichen steuerlichen Bemes-
sungsgrundlagen nicht direkt beobachtbar sind. Daher
wird auf makro�konomische Indikatoren f�r deren Ent-
wicklung zur�ckgegriffen, die h�ufig auch im Rahmen von
Aufkommensprognosen verwendet werden. Ex post sind
aber teilweise zus�tzliche Informationen verf�gbar, mit de-
nen sich die tats�chlichen Bemessungsgrundlagen besser
approximieren lassen. Indem diese zus�tzlichen Informa-
tionen einbezogen werden, kann der Erkl�rungsgehalt der
Modelle erh�ht werden – wobei allerdings gleichzeitig
eine gr�ßere Komplexit�t in Kauf genommen werden
muss. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn bei der Umsatz-
steuer ber�cksichtigt wird, dass sich die unterschiedlich be-
lasteten Komponenten der Umsatzsteuerbemessungs-
grundlage (normal, erm�ßigt, steuerfrei) verschieden ent-
wickelt haben und sich dadurch der effektive durchschnitt-
liche Steuersatz ver�ndert hat. Außerdem haben sich die
der Energie- und der Tabaksteuer unterliegenden Ver-
brauchsmengen sehr viel schw�cher entwickelt als der
reale private Verbrauch, der im Standardmodell als Bezugs-
gr�ße verwendet wird. Hierdurch l�sst sich ein Teil der
negativen Residuen bei den speziellen Verbrauchsteuern
erkl�ren.

1 Vgl. auch ausf�hrlicher: Deutsche Bundesbank, Ein disaggregierter
Ansatz zur Analyse der Staatsfinanzen: die Entwicklung der �ffent-
lichen Finanzen in Deutschland in den Jahren 2000 bis 2005, Monats-
bericht, M�rz 2006, S. 63 ff., sowie J. Kremer, C.R. Braz, T. Brosens,
G. Langenus, S. Momigliano und M. Spolander, A disaggregated fra-
mework for the analysis of structural developments in public finan-
ces, Working Paper Series, 579/2006, ECB und Diskussionspapier des
Forschungszentrums der Deutschen Bundesbank, Reihe 1, Volkswirt-

schaftliche Studien, Nr. 05/2006. — 2 Siehe auch: G. Koester, The poli-
tical economy of tax reforms, Nomos 2008, Kapitel III, erscheint
demn�chst. — 3 Die Sch�tzung f�r die Lohnsteuerelastizit�t ent-
stammt: A. Boss, A. Boss und T. Boss, Der Deutsche Einkommensteuer-
tarif: Wieder eine Wachstumsbremse? Perspektiven der Wirtschafts-
politik, 9 (2008), 1, S. 102–124. Andere Sch�tzungen weisen zum Teil
auf h�here oder niedrigere Aufkommenswirkungen hin, vgl. z.B.:
T. B�ttner, A. Dehne, G. Flaig, O. H�lsewig und P. Winker, Berechnung



DEUTSCHE
BUNDESBANK

Monatsbericht
Oktober 2008

41

Volatiles Aufkommen aus gewinnabh�ngigen Steuern

Wie das Schaubild auf Seite 46 zeigt, kann die Einnahmen-
entwicklung durch diese – verglichen mit den Angaben in
der unten stehenden Tabelle – detaillierteren Aufkom-
mensmodelle im Allgemeinen recht zufriedenstellend er-
kl�rt werden, das heißt (in der Terminologie des disaggre-
gierten Ansatzes), ein gr�ßerer Teil der Entwicklung kann
dem Fiscal Drag und den Strukturverschiebungen innerhalb
des BIP zugeordnet werden. Bezogen auf die gewinnab-
h�ngigen Steuern ist der Erkl�rungsgehalt der verwende-
ten Modelle in einzelnen Jahren allerdings begrenzt, und
es verbleiben auch nach den Verfeinerungen erhebliche
Residuen. Dies h�ngt unter anderem damit zusammen, dass
die makro�konomischen Bezugsgr�ßen – die Unterneh-
mens- und Verm�genseinkommen und deren Teilkompo-
nenten – nur relativ lose mit den tats�chlichen steuerlichen
Bemessungsgrundlagen zusammenh�ngen. Insbesondere
d�rften die steuerlichen Bemessungsgrundlagen im Kon-
junkturverlauf deutlich st�rker schwanken als die gesamt-
wirtschaftlichen Gr�ßen. So schlagen sich beispielsweise
steuerlich relevante Wertberichtigungen nicht in den Un-
ternehmens- und Verm�genseinkommen gem�ß VGR nie-
der. Auch die Lag-Strukturen bei den Veranlagungssteuern
(veranlagte Einkommen-, K�rperschaft-, Gewerbesteuer)
sind – anders als in den Modellen unterstellt – zeitlich wohl
sehr variabel. So fallen h�ufig am Ende eines Zeitraums mit
relativ starken Gewinnzuw�chsen hohe Vorauszahlungen
mit hohen Nachzahlungen zusammen (und umgekehrt bei
relativ schwacher Gewinnentwicklung). Hinzu kommen die

Schwierigkeiten bei der Sch�tzung hinsichtlich der umfang-
reichen Rechts�nderungen in diesem Bereich.

Das Problem l�sst sich auch mit dem Schaubild auf Seite 47
verdeutlichen. Bei einer Bereinigung um standardm�ßig
gesch�tzte Konjunkturkomponenten und die Wirkung von
Rechts�nderungen haben sich die Einnahmen aus den ge-
winnabh�ngigen Steuern demnach zwar trendm�ßig �hn-
lich wie die Unternehmens- und Verm�genseinkommen
entwickelt, das Aufkommen in den einzelnen Jahren
schwankt allerdings massiv.

Zusammenhang mit der Konjunkturbereinigung

Die dem disaggregierten Ansatz zugrunde liegenden Auf-
kommensmodelle werden auch im disaggregierten Stan-
dard-Konjunkturbereinigungsverfahren der Bundesbank
zur Sch�tzung der Konjunkturkomponente des staatlichen
Finanzierungssaldos verwendet. Hierzu werden die Trend-
abweichungen der jeweiligen makro�konomischen Be-
zugsgr�ßen mit dem Hodrick-Prescott-Filter (Gl�ttungs-
parameter �=30) ermittelt und daraus mithilfe der Elastizi-
t�ten der konjunkturelle Einfluss auf die einzelnen Ein-
nahmenarten bestimmt. Auf der Ausgabenseite werden
mit einem analogen Verfahren die Konjunktureinfl�sse auf
die Ausgaben f�r Arbeitslosigkeit und der gesetzlichen
Rentenversicherung gesch�tzt. Die Konjunkturkompo-
nente des Finanzierungssaldos ergibt sich durch das Saldie-
ren der einzelnen einnahmen- und ausgabenseitigen Kon-
junktureinfl�sse.

der BIP-Elastizt�ten �ffentlicher Einnahmen und Ausgaben zu Prog-
nosezwecken und Diskussion ihrer Volatilit�t, oder auch P. Gottfried
und D. Witczak, Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen der „heimli-
chen Steuerprogression“ und steuerpolitische Handlungsempfehlun-
gen zur Entlastung der B�rger, IAW-Kurzbericht 1/2008. — 4 Abz�glich
geringf�gige Besch�ftigungsverh�ltnisse und 1-Euro-Jobs. — 5 Veran-
lagte Einkommen-, K�rperschaft-, Gewerbesteuer; gewisse progres–

sive Wirkung bei der veranlagten Einkommensteuer unterstellt. —
6 Abz�glich darauf gezahlte Umsatzsteuer; diese sowie umsatz-
steuerbelastete Staatsausgaben gesch�tzt. — 7 Sozialbeitr�ge f�r Ar-
beitnehmer (Bezugsgr�ße: Bruttol�hne und -geh�lter), auf Renten
der gesetzlichen Rentenversicherung (Bezugsgr�ße: Bruttol�hne und
-geh�lter je Arbeitnehmer im Durchschnitt der Jahre t-1 und t-2) und
auf Arbeitslosengeld I (Sch�tzung; Bezugsgr�ße: Erwerbslose).

�bersicht �ber die Aufkommensmodelle, die dem disaggregierten Ansatz zugrunde liegen

Elastizit�t des Aufkommens in t
bez�glich Bezugsgr�ßen in:

Abgabenart Makro�konomische Bezugsgr�ße t t-1 t-2

Lohnsteuer Bruttol�hne und -geh�lter je Arbeitnehmer 4) 1,9 . .
Arbeitnehmer 4) 1 . .

Gewinnabh�ngige Steuern, davon:
Veranlagungssteuern 5) Unternehmens- und Verm�genseinkommen 0,9 0,1 0,1
Kapitalertragsteuer Unternehmens- und Verm�genseinkommen . 1 .

Umsatzsteuer Nominale private Konsumausgaben 6) 1 . .
Nominale private Wohnungsbauausgaben 6) 1 . .
Nominale umsatzsteuerbelastete Staatsausgaben 6) 1 . .

Spezielle Verbrauchsteuern Reale private Konsumausgaben 0,8 . .

Sozialbeitr�ge 7) Bruttol�hne und -geh�lter, Arbeitnehmer, Erwerbslose 1 . .
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Determinanten der Entwicklung der

Steuerquote im Einzelnen4)

Die zuvor im �berblick skizzierte Entwicklung

der Steuereinnahmen in Deutschland soll im

Folgenden tiefer gehend aufgeschl�sselt wer-

den. Dazu wird auf den disaggregierten An-

satz zur Analyse der Staatsfinanzen zur�ck-

gegriffen, mit dem die einzelnen Erkl�rungs-

faktoren abgebildet werden k�nnen (vgl. auch

Erl�uterungen auf S. 40 f.). Die tats�chliche

Aufkommensentwicklung wird dabei mit

einem Referenzszenario verglichen, in dem

sich die Steuereinnahmen parallel zum BIP

entwickeln und die Steuerquote somit kons-

tant bleibt.5) Differenzen k�nnen dann zum

einen Folge von Rechts�nderungen sein, das

heißt auf aktive finanzpolitische Maßnahmen

zur�ckgehen. Zum anderen schlagen sich

aber auch Mehreinnahmen durch den pro-

gressionsbedingten Fiscal Drag und etwaige

Strukturverschiebungen innerhalb des BIP

zwischen steuerlich unterschiedlich stark be-

lasteten Komponenten (z.B. bezogen auf die

Umsatzsteuer zwischen dem st�rker belaste-

ten, „steuerergiebigen“ inl�ndischen Konsum

und den „steuerunergiebigen“ Exporten) nie-

der. Ver�nderungen der Steuerquote, die

nicht durch diese drei Faktoren erkl�rt wer-

den k�nnen, sogenannte Residuen, sind

n�her zu analysieren. Sie lassen sich teilweise

mit Sonderentwicklungen und dem hohen

Abstraktionsgrad der zugrunde liegenden

Aufkommensmodelle erkl�ren.

Steuerrechts�nderungen f�hren zu

sp�rbaren Mehreinnahmen

Steuerrechts�nderungen hatten zwischen

1997 und 2007 starken Einfluss auf die Ent-

wicklung der Steuereinnahmen. Per saldo

f�hrten sie zu einem Anstieg der Steuerquote

um gut einen Prozentpunkt, was bezogen

auf das vergangene Jahr zus�tzlichen Einnah-

men von 30 Mrd 3 entspricht (siehe auch

den Anhang auf S. 56 ff. f�r eine �bersicht

�ber die Rechts�nderungen). Dabei stand ein

starker Anstieg der Verbrauchsteuerquote

(+ 3 Prozentpunkte) einem deutlichen R�ck-

gang bei den einkommensabh�ngigen Steu-

ern (– 2 Prozentpunkte) gegen�ber.

Die umfangreiche Anhebung und Auswei-

tung der Verbrauchsbesteuerung – bei der

Energiebesteuerung, der Tabaksteuer sowie

der Umsatz- und Versicherungsteuer – wur-

den auch damit begr�ndet, dass Sozialver-

sicherungsleistungen st�rker aus allgemeinen

Steuermitteln finanziert werden sollten. So

wurden die Bundeszusch�sse an die Sozial-

versicherungen seit 1997 kr�ftig ausgeweitet,

was f�r sich genommen ein Potenzial zur

Senkung der Beitragss�tze der Sozialversiche-

rungen mit einem Aufkommensvolumen von

4 F�r weitere Informationen zum Zeitraum bis 2002 und
insbesondere eine detaillierte Beschreibung der Entwick-
lung um die Jahrtausendwende vgl. auch: Deutsche
Bundesbank, Neuere Tendenzen der Steuereinnahmen,
Monatsbericht, Dezember 2002, S. 15 ff.
5 Die im Folgenden beschriebenen Entwicklungslinien
bleiben bei der Bereinigung um standardm�ßig ermittelte
Konjunkturkomponenten erhalten, da sich die Konjunk-
turkomponenten von Z�hler (Einnahmen) und Nenner
(BIP) weitgehend parallel entwickeln und folglich der Ein-
fluss auf die Einnahmenquote gering ist. Bei einer Quo-
tenbetrachtung schlagen sich die Konjunkturschwankun-
gen vor allem in der Entwicklung der Ausgabenquote nie-
der.

Der disaggre-
gierte Ansatz
zur Analyse der
Entwicklung
der Staats-
finanzen

Per saldo Mehr-
einnahmen
durch Rechts-
�nderungen

H�here
Verbrauch-
steuerbelastung
auch zur
st�rkeren
Steuer-
finanzierung
der Sozial-
versicherungen
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Zus�tzliche Bundeszusch�sse an die Sozialversicherungen und damit begr�ndete
Steuererh�hungen seit 1997

In den vergangenen zehn Jahren wurden die Bun-
deszusch�sse zu den Sozialversicherungen zum
Teil erheblich ausgeweitet, um die Beitragss�tze
zu stabilisieren. Zumeist wurden gleichzeitig Steu-
ern erh�ht. Soweit die Sozialbeitr�ge aufgrund
der begrenzten Beitrags�quivalenz als Steuer
wahrgenommen werden und wirken, wurde da-
mit letztlich eine Steuer durch eine andere er-
setzt. Nicht auszuschließen ist allerdings, dass die
Sparanstrengungen infolge des verminderten
finanziellen Drucks nachließen und ein Teil der
Bundeszusch�sse f�r zus�tzliche Ausgaben ver-
wendet worden ist. Im Ergebnis ist aber von einer
Umverteilung von Steuer- zu Beitragszahlern aus-
zugehen. Damit sollte auch eine bessere �berein-
stimmung von versicherungsfremden Leistungen
und Steuerzusch�ssen erreicht werden. Im Folgen-
den wird das zwischen 1997 und 2007 durch spe-
zifische Steuererh�hungen generierte Mehrauf-
kommen dem durch die h�heren Bundeszusch�sse
erweiterten Beitragssatzsenkungspotenzial gegen-
�bergestellt. Dabei ist allerdings zu ber�cksichti-
gen, dass in den kommenden Jahren insbeson-
dere in der gesetzlichen Krankenversicherung
eine weitere Erh�hung der Bundeszusch�sse an-
gelegt ist.

In der gesetzlichen Rentenversicherung wurde
1998 der allgemeine durch einen zus�tzlichen
Bundeszuschuss erg�nzt. Außerdem zahlt der
Bund seit 1999 Beitr�ge f�r Kindererziehungszei-
ten. Zur Finanzierung wurden der Umsatzsteuer-
regelsatz zum 1. April 1998 und die Energiesteuer-
belastung in mehreren Stufen („�kologische
Steuerreform“) erh�ht. W�hrend sich 1997 der all-
gemeine Bundeszuschuss auf gut 35 Mrd 5 belief,
ist die Summe der genannten Bundesmittel bis
zum Jahr 2007 auf 67 1�2 Mrd 5 angestiegen. Im
Jahr 1997 konnte der Beitragssatz aufgrund der
Bundeszuweisungen um gut 4 1�2 Prozentpunkte
niedriger festgelegt werden, bis 2007 hat sich die-
ser Effekt auf beinahe 8 1�2 Prozentpunkte vergr�-
ßert. Die Differenz (gut 3 1�2 Prozentpunkte) ent-
spricht aus der Sicht des Jahres 2007 fast 29 1�2
Mrd 5. Die Mehreinnahmen aus den genannten
Steuererh�hungen beliefen sich 2007 auf insge-
samt 26 Mrd 5.

An die gesetzliche Krankenversicherung wurde
erstmals im Jahr 2004 ein Bundeszuschuss gezahlt,
der durch eine Anhebung der Tabaksteuers�tze
finanziert werden sollte. Er stieg von zun�chst
1 Mrd 5 bis auf 4,2 Mrd 5 im Jahr 2006, wurde
2007 aber wieder auf 2,5 Mrd 5 abgesenkt. Ab

2009 soll der Zuschuss in Schritten von 1,5 Mrd 5

pro Jahr bis auf 14 Mrd 5 (ab 2016) angehoben
werden. Im hier betrachteten Jahr 2007 w�re
ohne die Bundesmittel von 2,5 Mrd 5 ein um
einen viertel Prozentpunkt h�herer Beitragssatz
notwendig gewesen. Das Mehraufkommen aus
der entsprechenden Tabaksteuererh�hung d�rfte
2007 ebenfalls rund 2 1�2 Mrd 5 betragen haben.

Bis zum Jahr 2006 wurden Defizite der Bundes-
agentur f�r Arbeit durch Bundeszuweisungen
ausgeglichen. 2007 trat ein regelgebundener Bun-
deszuschuss an ihre Stelle. Ein Defizitausgleich
aus dem Bundeshaushalt ist grunds�tzlich nicht
mehr vorgesehen, sodass konjunkturelle Schwan-
kungen von der Bundesagentur mit ihren eigenen
R�cklagen aufgefangen werden m�ssen. Dazu
bedarf es eines Beitragssatzes, der �ber den Kon-
junkturzyklus einen ausgeglichenen Haushalt
sicherstellt sowie ausreichender R�cklagen, um
eine Verschuldung zu vermeiden. Zur Finanzie-
rung des neuen Zuschusses soll ein Drittel des
Mehraufkommens aus der Anhebung des Umsatz-
steuerregelsatzes von 16% auf 19% dienen. 2007
steht diesen (im Jahr der Anhebung noch relativ
geringen kassenm�ßigen) Steuermehreinnahmen
von sch�tzungsweise 7 Mrd 5 ein Bundeszuschuss
von 6 1�2 Mrd 5 beziehungsweise gut drei viertel
Prozentpunkte des Beitragssatzes gegen�ber. Zu-
k�nftig sollen die Bundesmittel in Anlehnung an
das Umsatzsteueraufkommen fortgeschrieben
werden.1)

Insgesamt lagen die Zusch�sse des Bundes an die
Sozialversicherungen 2007 um rund 38 1�2 Mrd 5

h�her als bei Fortgeltung des Rechts von 1997.
Dem stand ein zus�tzliches Aufkommen aus den
spezifischen Steuererh�hungen von 35 1�2 Mrd 5

gegen�ber. Allerdings haben an anderer Stelle
Maßnahmen zur Verlagerung von Finanzierungs-
anteilen die Sozialversicherungen per saldo be-
tr�chtlich zugunsten der Gebietsk�rperschaften
belastet. Zu diesen „Verschiebebahnh�fen“ z�hlt
insbesondere die sukzessive Reduzierung der aus
dem Bundeshaushalt f�r Bezieher von Arbeitslo-
senhilfe gezahlten Renten-, Kranken- und Pflege-
versicherungsbeitr�ge. Alles in allem d�rften die
Mehreinnahmen aus Steuererh�hungen der ver-
gangenen zehn Jahre, die mit der Umfinanzie-
rung begr�ndet wurden, und die Ver�nderung
der Zahlungsfl�sse zwischen Sozialversicherungen
und Gebietsk�rperschaften ein Beitragssatzsen-
kungspotenzial in vergleichbarer Gr�ßenordnung
er�ffnet haben.

1 Im Jahr 1997 belief sich der Defizitausgleich durch den
Bund auf knapp 5 Mrd 5. Unter der Annahme, dass auf-
grund einer strukturellen Verbesserung am Arbeitsmarkt
nach den 1997 geltenden Regeln derzeit keine Zuweisun-

gen aus dem Bundeshaushalt mehr erforderlich w�ren,
wurde auf eine Saldierung des aktuellen Zuschusses um
den damaligen Defizitausgleich verzichtet.

Deutsche Bundesbank
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11�2 % des BIP im Jahr 2007 er�ffnete (siehe

auch Erl�uterungen auf S. 43). Gleichwohl

sanken die Sozialbeitr�ge relativ zum BIP

durch Entlastungsmaßnahmen (v.a. niedri-

gere Beitragss�tze) per saldo nur um einen

halben Prozentpunkt, da die Finanzlage der

Sozialversicherungen dar�ber hinaus durch

andere Faktoren negativ beeinflusst wurde.6)

Neben der Finanzierung der Sozialversiche-

rungen standen die Steuererh�hungen – vor

allem bei der Umsatz- und Versicherung-

steuer im vergangenen Jahr – in engem Zu-

sammenhang mit den Konsolidierungsnot-

wendigkeiten der stark defizit�ren staatlichen

Haushalte und wurden explizit mit der Schlie-

ßung von strukturellen Haushaltsl�cken be-

gr�ndet.7) So ging das strukturelle Defizit

auch deshalb sp�rbar zur�ck.

Bei den einkommensabh�ngigen Steuern

kam es durch Rechts�nderungen zwischen

1997 und 2007 zu einer erheblichen Entlas-

tung, wodurch die Steuerquote per saldo um

knapp zwei Prozentpunkte sank. Von Bedeu-

tung war dabei vor allem die im Jahr 2000

– vor dem Hintergrund einer aus damaliger

Sicht vergleichsweise entspannten Haushalts-

lage und -perspektive – verabschiedete Ein-

kommen- und Unternehmensteuerreform.

Damit wurde die tarifliche Belastung deutlich

gesenkt. Zum Teil wurde dies aber durch die

Verbreiterung der Bemessungsgrundlagen

gegenfinanziert, und auch zur Haushaltskon-

solidierung wurden verschiedene aufkom-

menserh�hende Maßnahmen im Bereich der

einkommensabh�ngigen Steuern beschlos-

sen.8)

Fiscal Drag l�sst die Steuerquote steigen

Der nominal fixierte progressive Einkommen-

steuertarif f�hrt bei wachsenden Durch-

schnittseinkommen zu erheblichen Mehrein-

nahmen gegen�ber einem proportionalen

Tarif. Dadurch steigt das Steueraufkommen

im Zeitverlauf tendenziell st�rker als das BIP,

und somit w�chst auch die Steuerquote. In

den vergangenen zehn Jahren summierte sich

dieser Fiscal Drag auf 11�2 Prozentpunkte im

Endjahr 2007, sodass die zuvor beschriebe-

nen Einkommensteuerentlastungen zu einem

guten Teil wieder aufgewogen wurden. Dabei

waren gemessen auf Basis des Verbraucher-

preisanstiegs rund zwei Drittel des Fiscal Drag

inflationsbedingt („Kalte Progression“), w�h-

rend ein Drittel auf reale Einkommenszu-

w�chse zur�ckzuf�hren war.

Den progressionsbedingten Mehreinnahmen

bei der Einkommensteuer stand ein negativer

Fiscal Drag von etwa einem halben Prozent-

punkt bei den Verbrauchsteuern gegen�ber.

Dieser weniger beachtete Effekt resultiert da-

raus, dass die speziellen Verbrauchsteuern

haupts�chlich mengenbezogen erhoben wer-

den. So wird beispielsweise die Energiesteuer

6 Siehe Ausf�hrungen auf S. 37.
7 Verschiedene Maßnahmen zielten außerdem auf die
Stabilisierung des Umsatzsteueraufkommens durch die
Bek�mpfung des Steuerbetrugs.
8 Bez�glich der Reformen des Jahres 2000, aber auch der
Unternehmensteuerreform 2008 wurde zwar zumeist be-
gr�ßt, dass sich die Standortbedingungen durch die nied-
rigeren Steuertarife verbessert haben. Allerdings wurden
sie aus steuersystematischer Sicht kritisch beurteilt, u.a.
da die Verzerrung von Finanzierungs- und Rechtsform-
wahl f�r Unternehmen verst�rkt wurde, siehe z.B.: Sach-
verst�ndigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung (2000 und 2008), Jahresgutachten
2000/01, und Jahresgutachten 2007/08, sowie Deutsche
Bundesbank, Stellungnahme zur Abgeltungsteuer,
gegen�ber dem Finanzausschuss des Deutschen Bundes-
tages, 20. April 2007.

Per saldo
Entlastung bei
einkommens-
abh�ngigen
Steuern

Fiscal Drag
kompensiert
guten Teil der
Einkommen-
steuerent-
lastungen

Negativer
Fiscal Drag
bei mengen-
abh�ngigen
Verbrauch-
steuern
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auf Benzin als fester Betrag pro Liter erhoben,

der auch bei allgemeinen Preiserh�hungen

konstant bleibt. Das diesbez�gliche Steuer-

aufkommen verliert dadurch im Zeitverlauf

real an Wert, und das Verh�ltnis von ver-

brauchsabh�ngigen Steuern zum BIP geht zu-

r�ck.

Verschiebungen der BIP-Struktur mindern

die Steuerquote

Außer durch Steuerrechts�nderungen und

den Fiscal Drag kann sich die Steuerquote

automatisch ver�ndern, wenn sich das Ver-

h�ltnis zwischen steuerergiebigen und steuer-

unergiebigen Komponenten des BIP ver-

schiebt. Dadurch ergab sich in den ver-

gangenen zehn Jahren ein R�ckgang der

Steuerquote um einen halben Prozentpunkt.

Bei der Interpretation dieser Entwicklung ist

allerdings zu beachten, dass sie keine ge�n-

derte Abgabenbelastung einzelner Faktoren

und somit auch keine Steuererleichterung

reflektiert.

Vor allem die Bemessungsgrundlagen der

verbrauchsabh�ngigen Steuern entwickelten

sich – auch abgesehen vom oben beschriebe-

nen negativen Fiscal Drag – wesentlich

schw�cher als das nominale BIP. Hierzu tru-

gen die Erh�hungen der Steuers�tze ent-

scheidend bei, weil damit zwar der Konsum

und das BIP nominal (zu Marktpreisen) zunah-

men, nicht jedoch die Bemessungsgrund-

lagen (vor Steuern). Dieser Struktureffekt war

aufgrund der Erh�hung des Umsatzsteuer-

regelsatzes insbesondere im Jahr 2007 sehr

ausgepr�gt. Dar�ber hinaus stiegen die

Unternehmens- und Verm�genseinkommen

st�rker als die Bruttol�hne und -geh�lter, wo-

durch sich das Gewicht von der Lohnsteuer

zu den gewinnabh�ngigen Steuern verla-

gerte.

Sonstige Faktoren mit erheblichem

Einfluss

Insgesamt gesehen kann die Steuerentwick-

lung in den vergangenen zehn Jahren zum

�berwiegenden Teil durch die zuvor genann-

ten Faktoren erkl�rt werden. In einzelnen Jah-

ren zeigen sich allerdings erhebliche durch

den disaggregierten Ansatz nicht erkl�rte Ent-

wicklungen (Residuen). So wiesen vor allem

die gewinnabh�ngigen Steuern eine hohe

unerkl�rte Volatilit�t auf, und es kumulierten

sich per saldo erhebliche Mehreinnahmen.

Die Verbrauchsteuern entwickelten sich da-

gegen im Zeitablauf deutlich schw�cher, als

es der standardisierte Ansatz erwarten ließe.

Da mit dem disaggregierten Ansatz die „nor-

male“ Aufkommensentwicklung anhand eini-

ger zentraler makro�konomischer Bezugsgr�-

ßen bestimmt wird, k�nnen die Residuen

zum Teil mithilfe detaillierterer Aufkommens-

modelle erkl�rt werden (siehe Schaubild auf

S. 46 und Erl�uterungen auf S. 40 f.). So

kann die Entwicklung bei den verbrauchsab-

h�ngigen Steuern deutlich besser nachge-

zeichnet werden, wenn f�r die Umsatzsteuer

sowie f�r die Energie- und Tabaksteuer der

deutlich sinkende Anteil der h�her besteuer-

ten Komponenten des privaten Verbrauchs

ber�cksichtigt wird. Gleichwohl verbleiben in

einzelnen Jahren immer noch sp�rbare Dis-

krepanzen. Diese k�nnten bei der Umsatz-

steuer unter anderem mit �nderungen im

Verringerung
der Steuer-
quote durch
ge�nderte
BIP-Struktur
kein geeigneter
Indikator f�r
Belastungs-
�nderung

Negativer
Einfluss bei
verbrauchs-
und lohn-
abh�ngigen
Steuern

Residuen
insgesamt �ber-
schaubar, aber
in einzelnen
Jahren
erheblich
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teilweise
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Umfang des Steuerbetrugs oder der insol-

venzbedingten Ausf�lle zusammenh�ngen.

Besonders umfangreich und erratisch sind die

Residuen bei den gewinnabh�ngigen Steu-

ern. So k�nnen in einzelnen Jahren Einnah-

menver�nderungen bis zu 1% des BIP (bzw.

24 Mrd 3 bezogen auf 2007) auch mit einer

detaillierteren Herangehensweise nicht erkl�rt

werden. Verantwortlich hierf�r d�rften unter

anderem die speziellen Probleme bei der

Sch�tzung der Aufkommenswirkung von

Rechts�nderungen in diesem Bereich sein. Zu-

dem spricht das zyklische Muster daf�r, dass

der konjunkturelle Einfluss auf das Aufkom-

men durch die zugrunde gelegten Modelle

untersch�tzt wird. So sind f�r die eher „bes-

seren“ Jahre 1998 bis 2000 sowie 2006 und

2007 erhebliche positive und f�r die Jahre

2001 und 2002 umfangreiche negative Resi-

duen festzustellen. Dabei d�rfte eine Rolle

spielen, dass die tats�chlichen Bemessungs-

grundlagen der gewinnabh�ngigen Steuern

volatiler sind als die in den Volkswirtschaft-

lichen Gesamtrechnungen ausgewiesenen

Unternehmens- und Verm�genseinkommen,

die f�r den disaggregierten Ansatz hilfsweise

als makro�konomische Bezugsgr�ße heran-

gezogen werden. Zudem d�rften Verschie-

bungen im Voraus- und Nachzahlungsmuster

die konjunkturellen Aufkommensschwankun-

gen verst�rken. Bezogen auf das Niveau

spricht aus heutiger Sicht einiges daf�r, dass

das Aufkommen der gewinnabh�ngigen

Steuern zuletzt �ber seinem mittelfristigen

Trend lag und hier ein sp�rbares R�ckschlag-

potenzial besteht (siehe auch Schaubild auf

S. 47).

in % des BIP

Sonstige verbrauchsabhängige Steuern

Lohnsteuer gewinnabhängige Steuern

Summe Summe

nachrichtlich:

disaggregierter
Ansatz
(Stan-
dard-
ansatz)insgesamt

1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 98-07 98-07

Durch die Aufkommensmodelle nicht erklärte
Entwicklung der Steuereinnahmen *)

Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesministerium der Finanzen und eigene Berechnungen. — * Darge-
stellt sind die unerklärten Restkomponenten aus Aufkommensmodellen, die detaillierter sind als die dem
disaggregierten Ansatz zugrunde liegenden (vgl. auch Erläuterungen auf S. 40 f.).
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Ausblick mit hoher Unsicherheit

Bis zum Jahr 2012 wird gem�ß der letzten

offiziellen Steuersch�tzung vom Mai 2008

eine weitgehend unver�nderte Steuerquote

erwartet.9) Die Erl�se aus den einkommens-

abh�ngigen Steuern nehmen insgesamt st�r-

ker zu als das BIP, wobei einem relativ schwa-

chen Anstieg bei den gewinnabh�ngigen

Steuern (als gewisse Gegenbewegung zum

vorangegangenen dynamischen Wachstum)

Mehreinnahmen durch den Fiscal Drag ge-

gen�berstehen. Bei den verbrauchsabh�ngi-

gen Steuern soll die Quote demgegen�ber

zur�ckgehen, was vor allem mit der im Ver-

gleich zum BIP weiterhin ged�mpften Ent-

wicklung der Bemessungsgrundlagen zusam-

menh�ngt.

Im laufenden Jahr nahmen die Steuerein-

nahmen alles in allem bisher eher st�rker zu

als erwartet.10) Allerdings bestehen erheb-

liche Prognoserisiken insbesondere bez�glich

der Wirtschaftsentwicklung, der Folgen der

Finanzmarktkrise sowie des derzeit sehr

hohen und generell stark schwankenden Auf-

kommens der gewinnabh�ngigen Steuern.

Außerdem zeichnen sich verschiedene Steuer-

senkungen ab. So k�nnte neben der ge-

planten Erh�hung des Kinderfreibetrags auch

der Grundfreibetrag aufgrund der Neube-

rechnung des Existenzminimums angehoben

werden. Dar�ber hinaus muss der einkom-

mensteuerliche Sonderausgabenabzug f�r

Beitr�ge zur privaten Kranken- und Pflegever-

sicherung nach einem Beschluss des Bundes-

verfassungsgerichts sp�testens ab 2010 er-

h�ht werden. Je nach Ausgestaltung und vor

allem bei Ber�cksichtigung auch gesetzlich

Versicherter sind damit erhebliche Steuer-

ausf�lle verbunden. Insgesamt d�rften diese

Faktoren im Vergleich zur Prognose, die der

aktuellen mittelfristigen Haushaltsplanung zu-

grunde liegt, die Entwicklung der Steuerein-

nahmen sp�rbar d�mpfen.

log. Maßstab
Mrd €

bereinigte
Steuereinnahmen

Trendniveau der bereinigten
Steuereinnahmen 1997 fortgeschrieben
mit Trendwachstum der Unternehmens-
und Vermögenseinkommen
(makroökonomische Bezugsgröße)

Trend der bereinigten
Steuereinnahmen

1997 2007

Gewinnabhängige Steuern
und ihre makroökonomische
Bezugsgröße *)

Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesmi-
nisterium der Finanzen und eigene Berech-
nungen. — * Die Einnahmen wurden durch
Herausrechnen der Standard-Konjunktur-
komponente (gemäß dem Verfahren der
Bundesbank) sowie der Einflüsse von Rechts-
änderungen bereinigt, da diese Faktoren
einen gewissen Teil der Aufkommens-
volatilität erklären. Die Trends der berei-
nigten Steuereinnahmen und der Unter-
nehmens- und Vermögenseinkommen wur-
den mit dem Hodrick-Prescott-Filter ge-
schätzt (Glättungsparameter λ =30). Am ak-
tuellen Rand sind sie auch von Prognosen
abhängig (hier: offizielle Steuerschätzung
und Prognose der Bundesregierung vom
Frühjahr 2008).
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9 Die �berleitung von der finanzstatistischen in die hier
zugrunde liegende VGR-Abgrenzung beruht auf eigenen
Berechnungen.
10 Vgl. auch: Deutsche Bundesbank, �ffentliche Finan-
zen, Monatsbericht, August 2008, S. 59 ff.
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Zu ausgew�hlten Aspekten der

steuerpolitischen Diskussion

Sch�tzunsicherheit bei Steuerprognose

in Haushaltsregeln ber�cksichtigen

Im Rahmen von Steuerprognosen – etwa der

regelm�ßig erstellten offiziellen Steuersch�t-

zung, aber auch anderer Vorausberechnun-

gen – sind teilweise erhebliche Revisionen

erforderlich. So lagen beispielsweise die Steuer-

einnahmen in der kassenm�ßigen (finanz-

statistischen) Abgrenzung im Jahr 2002 um

21 Mrd 3 niedriger als nach der offiziellen

Steuersch�tzung im November 2001 erwar-

tet, w�hrend die Einnahmen im Jahr 2007 die

Vorjahrsprognose um 24 Mrd 3 �bertrafen

(vgl. auch nebenstehendes Schaubild). Ur-

s�chlich f�r Prognoserevisionen sind zum

einen Fehlsch�tzungen bez�glich der makro-

�konomischen Bezugsgr�ßen. Zum Beispiel

entt�uschte die gesamtwirtschaftliche Ent-

wicklung insbesondere in den Jahren 2001

bis 2004, w�hrend sie in den letzten beiden

Jahren positiv �berraschte. Eine wichtige

Rolle spielen dar�ber hinaus Faktoren, die

sich im oben beschriebenen disaggregierten

Ansatz in den Residuen niederschlagen und

die im Allgemeinen schwer prognostizierbar

sind. Ein großes Problem stellt dabei regelm�-

ßig die starke Volatilit�t der gewinnabh�ngi-

gen Steuern dar, die sich mit den �blichen

Sch�tzmodellen nur begrenzt erkl�ren l�sst

und in der ein – insbesondere angesichts des

relativ kleinen Aufkommensanteils – bemer-

kenswert großer Teil der Sch�tzfehler der ver-

gangenen Jahre begr�ndet liegt. Aber auch

Fehlsch�tzungen der Wirkungen von Rechts-

�nderungen (die h�ufig selbst im Nachhinein

nur schwer zu quantifizieren sind und sich

dann im disaggregierten Ansatz in den Resi-

duen niederschlagen) k�nnen f�r Korrekturen

verantwortlich sein.

Die zum Teil erhebliche Prognoseunsicherheit

erschwert die Haushalts- und mittelfristige

Finanzplanung von Bund und L�ndern sowie

deren Einhaltung. Werden beispielsweise keine

ausreichenden Sicherheitsabst�nde zu Defi-

Mrd €

1998 99 00 01 02 03 04 05 06 2007

aus BIP-Revision
abgeleitete Korrektur

Residuen

Korrektur der
Aufkommensschätzung

Zur Rolle von Makrorevisionen
und Residuen für Korrekturen
der Aufkommensschätzung *)

Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundes-
ministerium der Finanzen und eigene Be-
rechnungen. — * Dargestellt sind die
Schätzkorrekturen bzgl. der kassenmäßigen
Steuereinnahmen der Gebietskörperschaf-
ten für die offizielle Steuerschätzung vom
November des jeweiligen Vorjahres. Die aus
den BIP-Revisionen abgeleiteten Korrek-
turen ergeben sich als Differenz des mit der
BIP-Wachstumsrate fortgeschriebenen Auf-
kommensniveaus des Vorjahres jeweils aus
Sicht des Folgejahres und des Schätzzeit-
punkts. Die Residuen entsprechen den un-
erklärten Restkomponenten aus Aufkom-
mensmodellen, die detaillierter sind als
die dem disaggregierten Ansatz zugrunde
liegenden (vgl. auch Erläuterungen auf
S. 40 f.).
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zitobergrenzen eingeplant, so k�nnen uner-

wartete Mindereinnahmen kurzfristig erheb-

lichen finanzpolitischen Korrekturbedarf nach

sich ziehen. Problematisch ist dabei insbeson-

dere, dass zeitnah h�ufig schwer zu beurtei-

len ist, ob es sich bei den Sch�tzabweichun-

gen um zyklische Entwicklungen handelt

oder eine strukturelle Neueinsch�tzung der

Haushaltslage notwendig ist. So gehen bei-

spielsweise die starken und unerwarteten

Schwankungen der gewinnabh�ngigen Steu-

ern nur zum kleineren Teil auf Fluktuationen

der �blicherweise verwendeten makro�kono-

mischen Bezugsgr�ßen (oder gar des BIP) zu-

r�ck. Daher werden sie von den Standard-

Konjunkturbereinigungsverfahren auch nur

sehr begrenzt der Konjunkturkomponente

des Haushaltssaldos zugeordnet. Der Blick

auf die um Rechts�nderungen und Standard-

Konjunktureinfl�sse bereinigten Steuerquote

zeigt, dass diese immer noch recht volatil ist

(und zudem tendenziell ein konjunkturelles

Muster aufweist). Eine an der Volatilit�t der

gewinnabh�ngigen Steuern ansetzende zu-

s�tzliche Bereinigung um �ber die Stan-

dard-Konjunkturkomponente hinausgehende

Schwankungen scheint die Entwicklung bes-

ser abzubilden (vgl. nebenstehendes Schau-

bild).11) Damit stellt sich die Haushaltslage in

einzelnen Jahren durchaus anders dar.

Die beschriebenen Sch�tzunsicherheiten sind

nicht zuletzt im Zusammenhang mit der der-

zeitigen Diskussion um strengere nationale

Haushaltsregeln von Bedeutung.12) So k�n-

nen bei strengen Defizitbegrenzungen um-

fangreiche Prognoserevisionen mitunter zu

abrupten Anpassungsmaßnahmen zwingen

und eine mittelfristig angelegte Finanzpolitik

erschweren. Es w�re allerdings verfehlt, des-

wegen auf strenge Regeln zu verzichten. Viel-

in % des Trend-BIP

Struktureller Finanzierungssaldo ...

... bereinigt um zusätzliche
   Schwankungen

1997 2007

Strukturelle Steuerquote ...

... bereinigt um zusätzliche
   Schwankungen und
   Rechtsänderungen

Steuereinnahmen und
struktureller staatlicher
Finanzierungssaldo *)

Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundes-
ministerium der Finanzen und eigene Be-
rechnungen. — * Zur Ermittlung der struk-
turellen Werte wurden spezielle temporäre
Effekte sowie die mit dem Standard-Kon-
junkturbereinigungsverfahren der Bundes-
bank ermittelten Konjunkturkomponenten
abgezogen. Die zusätzlichen Schwankun-
gen wurden anhand der Residuen aus dem
disaggregierten Ansatz für die gewinn-
abhängigen Steuern bestimmt. Vgl. auch
Erläuterungen auf S. 40 f. Bzgl. der Rechts-
änderungen wurde der Einfluss im Basisjahr
1997 auf null gesetzt. Der Trend des BIP
wurde mit dem Hodrick-Prescott-Filter ge-
schätzt (Glättungsparameter λ =30).
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11 Wie bei jedem Trendbereinigungsverfahren sind vor
allem am aktuellen Rand die Ergebnisse hinsichtlich des
Trendniveaus mit Vorsicht zu interpretieren.
12 Die Neuregelung der nationalen Haushaltsregeln wird
derzeit von der F�deralismuskommission II beraten. Zum
Vorschlag des BMF siehe: C. Kastrop und M. Snelting
(2008), Das Modell des Bundesfinanzministeriums f�r
eine neue Schuldenregel, in: Wirtschaftsdienst, Heft 6,
S. 375 ff. F�r einen �berblick zur Diskussion vgl.: Deut-
sche Bundesbank, Zur Reform des Haushaltsrechts, Mo-
natsbericht, Oktober 2007, S. 47 ff.
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mehr k�nnte beispielsweise der Revisions-

anf�lligkeit im Rahmen der Regeln dadurch

Rechnung getragen werden, dass Zielverfeh-

lungen aufgrund allgemein unerwarteter Auf-

kommensentwicklungen erst mittelfristig re-

gelgebunden zu korrigieren sind. Da die Prog-

nosen das Steueraufkommen tendenziell im

Abschwung �bersch�tzen und im Auf-

schwung untersch�tzen d�rften, k�nnte durch

eine zeitliche gestreckte Anpassung der Haus-

haltspl�ne (und der angestrebten Finanzie-

rungssalden) an die Prognosefehler auch die

Stabilisierungsfunktion der �ffentlichen Haus-

halte im Konjunkturzyklus erheblich gest�rkt

werden. Um zu verhindern, dass der einge-

r�umte Spielraum durch gezielte Fehlveran-

schlagung missbraucht wird, m�sste die Ver-

schuldung aufgrund von Prognoserevisionen

aber grunds�tzlich begrenzt und auf „echte“

Sch�tzfehler beschr�nkt werden. Dabei sollte

institutionell bestm�glich sichergestellt wer-

den, dass die relevanten Sch�tzungen unver-

zerrt sind, das heißt insbesondere nicht regel-

m�ßig zu optimistisch ausfallen. Dies gilt auch

im Hinblick auf die Ans�tze zu den finanziellen

Wirkungen von Rechts�nderungen. Dessen

ungeachtet werden Sch�tzfehler auch in Zu-

kunft unvermeidbar sein. Ein regelgebundener

Umgang im Hinblick auf die daraus resultie-

renden Defizite k�nnte die – auch beim ge-

genw�rtigen Haushaltsrecht – mitunter erfor-

derlichen kurzfristigen und prozyklischen An-

passungsmaßnahmen aber begrenzen.13)

Zum Abbau von steuerlichen

Sonderregelungen

Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht erscheinen

niedrige Steuertarife bei einer Begrenzung

steuerlicher Sonderregelungen im Allgemei-

nen vorteilhaft, da das Steuersystem dadurch

transparenter und einfacher und die Gefahr

von Fehlallokationen reduziert wird. Bei einer

moderaten, nachvollziehbaren Besteuerung

d�rften auch die Akzeptanz insgesamt zu-

nehmen und sich die Anreize zur Steuer-

hinterziehung und -vermeidung verringern.

Die Ausrichtung an steuersystematischen

Grunds�tzen und ein �bersichtliches Steuer-

system k�nnen außerdem die Einordnung

und �ffentliche Diskussion von Steuerrechts-

�nderungen erleichtern und es erschweren,

Partikularinteressen durchzusetzen. Hierzu

w�rde prinzipiell auch die Verlagerung von

Steuersubventionen hin zu Finanzhilfen auf

der Ausgabenseite beitragen. Dar�ber hinaus

ist es aber vor allem wichtig, den Nutzen von

Subventionen (�ber steuerliche Verg�nstigun-

gen oder Finanzhilfen) im Hinblick auf das

Gemeinwohl zu evaluieren und gegebenen-

falls auf sie zu verzichten. Da sich gerade der

Abbau bestehender Subventionen als schwie-

rig erweist, sind zur Unterst�tzung einer

transparenten und effizienten Subventions-

politik eine regelm�ßige und nachvollzieh-

bare Berichterstattung, die auch �berpr�f-

bare Aussagen zu den jeweiligen Zielen

umfasst, sowie die verst�rkte Nutzung von

Befristungen von besonderer Bedeutung.14)

Das steuerliche Subventionsvolumen l�sst

sich je nach Herangehensweise unterschied-

lich abgrenzen. Bei einer Definition in An-

13 Vgl. zu dieser Problematik auch: J. Kremer und D. Ste-
garescu (2008), Eine strenge und mittelfristig stabilisie-
rende Haushaltsregel, in: Wirtschaftsdienst, Heft 3,
S. 181 ff.
14 Siehe auch: Pressemitteilung des Bundesrechnungs-
hofs vom 15. April 2008 „Bundesrechnungshof kritisiert
unzureichende Informationen �ber Steuersubventionen“.
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Steuerverg�nstigungen gem�ß modifizierter Abgrenzung
des Kieler Subventionsberichts *)

in Mrd Euro

Position 2003 2007 2008

2003
bis
2007 1)

2003
bis
2008 1)

Insgesamt 54,0 53,4 50,4 – 0,6 – 3,6
Nachrichtlich: Zus�tzlich zum Kieler Bericht ber�cksichtigt 2,2 1,5 1,6 – 0,7 – 0,6

Darunter: vom Umfang her wichtigste Regelungen 50,5 50,2 47,6 – 0,3 – 2,9
davon:

Umsatzsteuererm�ßigungen und -befreiungen 2) 11,5 15,0 15,1 3,5 3,5
darunter: Steuerverg�nstigungen gem�ß Regierungsbericht 2,3 3,0 3,0 0,6 0,6

Steuerverg�nstigungen bzgl. Energiesteuern 7,0 8,0 7,8 1,0 0,8
Eigenheimzulage 10,5 8,0 6,7 – 2,5 – 3,9
Einkommensteuererm�ßigung f�r bestimmte haushaltsnahe Leistungen 0,0 3,3 3,3 3,3 3,3
Sonderausgabenabzug der Kirchensteuer 2) 3,6 3,0 3,1 – 0,6 – 0,6
Freibetrag f�r nebenberufliche T�tigkeiten als �bungsleiter etc. 2) 2,0 2,0 2,0 0,0 0,0
Steuerbefreiung bestimmter Zuschl�ge f�r Sonntags-, Feiertags-
und Nachtarbeit 1,9 1,9 2,0 0,0 0,1
Entfernungspauschale 2) 5,8 2,8 1,6 – 3,0 – 4,2
Steuerbeg�nstigungen zur F�rderung mildt�tiger, kirchlicher
und gemeinn�tziger Zwecke sowie politischer Parteien 2) 1,2 1,4 1,3 0,2 0,2
Sparerfreibetrag 2,2 1,0 1,1 – 1,1 – 1,1
Lohnsteuerpauschalierung bei bestimmten Zukunftssicherungsleistungen 2) 1,0 0,9 0,8 – 0,1 – 0,2
Halbierung des Steuersatzes f�r betriebliche Ver�ußerungsgewinne 2) 0,8 0,7 0,7 – 0,1 – 0,1
Investitionszulage 1,9 0,7 0,6 – 1,3 – 1,4
F�rderung der privaten kapitalgedeckten Altersvorsorge 0,0 0,5 0,6 0,5 0,6
Tarifbeg�nstigung 2007 f�r gewerbliche Eink�nfte 0,0 0,5 0,5 0,5 0,5
Reihen mit Erhebungsproblemen (nicht f�r alle Jahre ausgewiesen) 1,0 0,5 0,5 – 0,5 – 0,5

Befristete Maßnahmen 3) . . 8,4 . .
davon:

Eigenheimzulage . . 6,7 . .
Steuerbeg�nstigung f�r Biokraft- und -heizstoffe . . 0,7 . .
Investitionszulage . . 0,6 . .
Tarifbeg�nstigung 2007 f�r gewerbliche Eink�nfte . . 0,5 . .

Quellen: A. Boss und A. Rosenschon, Der Kieler Subven-
tionsbericht: eine Aktualisierung, Kieler Diskussionsbei-
tr�ge Nr. 452/453, Mai 2008, Bundesministerium der Finan-
zen, 21. Subventionsbericht, September 2007, eigene Be-
rechnungen. — * Allgemeine Erl�uterungen zur Tabelle:
Darstellungen zu den Steuermindereinnahmen durch spe-
zielle Verg�nstigungen werden dadurch erschwert, dass
die Abgrenzung umstritten ist und u.a. bez�glich des ver-
g�nstigungsfreien Referenzsystems unterschiedliche Auf-
fassungen bestehen. Hinzu kommt, dass die finanziellen
Wirkungen zumeist gesch�tzt werden m�ssen. Außerdem
ist insbesondere hinsichtlich der Entwicklung zu beachten,
dass sich der Umfang nicht nur aufgrund von finanzpoliti-
schen Maßnahmen, sondern beispielsweise auch durch An-
passungen der Inanspruchnahme �ndern kann. Hier wird
im Wesentlichen der Abgrenzung des Kieler Subventions-
berichts gefolgt. Diese ist alles in allem weiter als der Sub-
ventionsbegriff der Bundesregierung, denn sie umfasst
neben den meisten steuerlichen Subventionen in Abgren-
zung des Regierungsberichts (Anlage 2 des Regierungsbe-
richts) auch vom Umfang her gewichtige, weitere steuer-

liche Regelungen (vor allem aus Anlage 3 des Regie-
rungsberichts). Modifiziert wurde die Kieler Abgrenzung
allerdings durch Hinzurechnen der Mindereinnahmen
durch Sparerfreibetrag und private kapitalgedeckte Alters-
vorsorge gem�ß Anlage 2 des Regierungsberichts. Insge-
samt ist das hier dargestellte Volumen damit vergleichs-
weise hoch, wobei aber durchaus auch ein noch weiterer
Subventionsbegriff denkbar w�re. Die gew�hlte Abgren-
zung ist dabei allerdings weniger als klare Grenzziehung
zu verstehen, sondern soll eine relativ umfassende Dar-
stellung auf Basis allgemein verf�gbarer Informationen
bieten. Vor allem wichtige umstrittene Regelungen wer-
den separat ausgewiesen. — 1 Differenz zwischen den
genannten Jahren. — 2 Im Regierungsbericht nicht oder
�berwiegend in der Anlage 3 erfasst. — 3 Auf Basis des
Regierungsberichts. Nicht aufgef�hrt sind weitere befris-
tete Regelungen mit geringerem finanziellen Umfang
sowie die nicht bezifferte Befristung von § 10 Abs. 4a
EStG (im Zusammenhang mit dem Sonderausgabenabzug
f�r Vorsorgeaufwendungen).

Deutsche Bundesbank
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lehnung an den Kieler Subventionsbericht

(und damit insbesondere in finanzstatistischer

Abgrenzung) f�hren Sonderregelungen der-

zeit zu Steuermindereinnahmen von rund

50 Mrd 3 oder 8 1�2 % des Aufkommens (vgl.

Tabelle auf S. 51). Obwohl f�r die kommen-

den Jahre ein R�ckgang angelegt ist, bleiben

die Ausf�lle also weiter hoch. Ein umfassen-

der Subventionsabbau ist allerdings schwie-

rig, wie sich exemplarisch in den vergange-

nen Jahren zeigte. So konnten sich die beiden

damaligen Ministerpr�sidenten Koch (Hessen,

CDU) und Steinbr�ck (NRW, SPD) im Jahr

2003 bei ihrer Initiative „Subventionsabbau

im Konsens“ nur bei rund 47% des insge-

samt von ihnen ermittelten Verg�nstigungs-

volumens von 83 1�2 Mrd 3 im Jahr 2002 auf

eine R�ckf�hrung verst�ndigen.15) In der Fol-

gezeit wurden in der Tat viele der vorgeschla-

genen Regelungen mit einer partei�bergrei-

fenden Mehrheit abgeschafft oder einge-

schr�nkt. Gleichzeitig wurden aber vor allem

mit den Einkommensteuerabz�gen f�r be-

stimmte Leistungen f�r Privathaushalte (z.B.

Wohnungsrenovierung) und auch im Bereich

der steuerlichen F�rderung von Spenden und

gemeinn�tzigen T�tigkeiten Subventionen

sp�rbar ausgeweitet. Auch die regelm�ßige

Debatte um die Reduzierung oder Erweite-

rung der Steuererm�ßigungen bei der Um-

satzsteuer sowie die gegenw�rtige Diskussion

�ber die Angemessenheit einer Ausdehnung

der erst j�ngst eingeschr�nkten Entfernungs-

pauschale verdeutlichen die Schwierigkeiten.

Dennoch ist es wichtig und angesichts der

damit verbundenen Verzerrungen und zum

Teil erheblichen Steuermindereinnahmen auch

lohnend, den Subventionsabbau konsequent

weiterzuverfolgen. Dabei sollten hinsichtlich

der Kosten steuerlicher Verg�nstigungen die

durch sie hervorgerufene Intransparenz des

Systems und h�here allgemeine Abgabenbe-

lastung im Blick behalten werden.

Zur Begrenzung des Fiscal Drag

Der progressive Einkommensteuertarif soll

zwar in erster Linie dazu dienen, dass Steuer-

pflichtige mit einer relativ h�heren Einkom-

mensposition �berproportional zum Steuer-

aufkommen beitragen. Bei einem regelm�ßi-

gen allgemeinen Einkommenszuwachs f�hrt

er aber zu kontinuierlichen Mehrbelastungen

f�r alle Einkommensgruppen und bis zum

Spitzensteuersatz auch zu steigenden Grenz-

belastungen. Die durch Zunahme der Nomi-

naleinkommen bewirkte Verlagerung in h�-

here Progressionsbereiche ist insbesondere

dann problematisch, wenn die nominalen Zu-

w�chse nicht durch eine entsprechende Erh�-

hung der am Realeinkommen gemessenen

Leistungsf�higkeit gedeckt sind (Kalte Pro-

gression).

Wie die Analyse der Aufkommensentwick-

lung verdeutlicht hat, ergeben sich in

Deutschland durch den progressionsbeding-

ten Fiscal Drag kontinuierlich Einkommen-

steuer-Mehrbelastungen. Beispielsweise er-

h�hte sich die Steuerquote hierdurch im

Zeitraum zwischen 1997 und 2007 um 11�2

Prozentpunkte (bzw. 34 Mrd 3 bezogen auf

15 Vgl.: R. Koch und P. Steinbr�ck (2003), Subventions-
abbau im Konsens. Der gr�ßere Umfang der dort f�r
2002 erfassten Verg�nstigungen ist vor allem auf die Ein-
beziehung zwischenzeitlich abgeschaffter Abschrei-
bungsregeln (+ 10 1�2 Mrd 3), des Sonderausgabenabzugs
f�r Beitr�ge zur Rentenversicherung (+ 15 Mrd 3) sowie
des Arbeitnehmerpauschbetrages (+ 3 1�2 Mrd 3) zur�ck-
zuf�hren.

Fiscal Drag
erh�ht die
Steuer-
belastung
automatisch

Mehreinnahmen
durch Fiscal
Drag bis 2012
bereits verplant
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2007), und bis 2012 k�nnte die Quote um

rund einen weiteren Prozentpunkt steigen

(bzw. in einer Gr�ßenordnung von 20 Mrd 3

bezogen auf 2007). Dabei wurden die diesbe-

z�glichen Mehreinnahmen bereits einge-

plant, um im Rahmen der letzten mittelfristi-

gen Finanzplanung das Regierungsziel eines

auch strukturell weitgehend ausgeglichenen

Bundeshaushalts zu erreichen.

In der Vergangenheit wurde auf diese auto-

matischen Steuererh�hungen in gr�ßeren zeit-

lichen Abst�nden mit Tarifreformen reagiert,

durch die die Einkommensteuerbelastung

zumindest vor�bergehend wieder reduziert

wurde. So wurde der Einkommensteuertarif

mit der 2000 beschlossenen Reform deutlich

gesenkt, und der gegenw�rtige Tarif liegt

merklich unter dem des Jahres 1997 als Aus-

gangsjahr der hier betrachteten Periode.

Diese Entlastung relativiert sich allerdings

allein schon durch die Ber�cksichtung der

Kalten Progression. Bei dem Vergleich der

„realen Steuertarife“ 1997 und 2007 (vgl.

nebenstehendes Schaubild) zeigt sich, dass

sich die reale Durchschnittsbelastung teil-

weise wieder deutlich an die Werte von 1997

angen�hert hat und sich bis 2012, wenn man

den Verbraucherpreisanstieg aus der mittel-

fristigen Finanzplanung unterstellt, noch wei-

ter ann�hern wird. Noch nicht ber�cksichtigt

ist dabei die durchschnittliche Mehrbelastung

aufgrund des allgemeinen realen Einkom-

menswachstums.

Zuk�nftig wird es die automatische Belas-

tungserh�hung durch den Fiscal Drag somit

weiterhin erforderlich machen, dass der Ein-

kommensteuertarif und die nominalen Ab-

zugsbetr�ge regelm�ßig �berpr�ft werden.

Teilweise wird aber auch gefordert, den

Steuertarif zumindest an die Preisentwicklung

anzupassen, um so die Kalte Progression von

vornherein zu verhindern oder abzumildern.

Der Fiscal Drag w�rde damit weiter auftreten,

allerdings begrenzt auf den Fall, dass die

durch die durchschnittlichen Realeinkommen

gemessene Leistungsf�higkeit der Steuerzah-

ler zunimmt. Grunds�tzlich bestehen aus sta-
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bilit�tspolitischer Sicht aber schwerwiegende

Bedenken gegen jede Art von Preisindexie-

rung, weil deren Verbreitung die Gefahr einer

Tolerierung und Verfestigung hoher Infla-

tionsraten in sich birgt. Sollte ein regelgebun-

denes Vorgehen gegen die Kalte Progression

erwogen werden, w�ren dabei stabilit�tskon-

forme Grunds�tze einzuhalten. Eine Anpas-

sung der relevanten Nominalwerte sollte da-

her nur in den Grenzen erfolgen, die mit

Preisstabilit�t vereinbar sind, beispielsweise

mit einer konstanten j�hrlichen Rate. Die Ver-

st�rkung der automatischen Stabilisierungs-

funktion, die im progressiven Einkommen-

steuersystem angelegt ist, w�rde dabei weit-

gehend erhalten bleiben.

Zur Umfinanzierung der

Sozialversicherungen

Mitunter wird eine Umfinanzierung von So-

zialversicherungsleistungen durch allgemeine

Steuermittel gefordert und damit begr�ndet,

dass das Abgabensystem hierdurch insgesamt

effizienter und wachstumsfreundlicher w�rde.

Dabei ist allerdings zu ber�cksichtigen, dass

die Entlastung des Faktors Arbeit von Sozial-

beitr�gen, die durch eine Steuererh�hung

finanziert wird, Verzerrungen an anderen

Stellen hervorruft und diese sich per saldo

nicht unbedingt verringern m�ssen. Im h�ufig

diskutierten theoretischen Fall einer allgemei-

nen Verbrauchsteuererh�hung bei gleichzeiti-

ger Senkung allgemeiner Lohnabgaben wird

zwar die Bemessungsgrundlage breiter – wo-

bei insbesondere die Preiseffekte dazu f�h-

ren, dass auch bestehende Verm�genswerte

in die Besteuerung einbezogen werden. Beide

Steuerarten vergr�ßern aber den Abgaben-

keil, also den Unterschied zwischen realen

Lohnkosten der Arbeitgeber und realen

Nettol�hnen der Arbeitnehmer. Allerdings

d�rfte sich durch die vorrangige Entlastung

der Arbeitnehmer und die relativ st�rkere Be-

lastung bestehender Verm�gen und Renten-

anspr�che eine gleichm�ßigere intergenera-

tive Verteilung der aus der Staatst�tigkeit

resultierenden Lasten ergeben. Mit Blick auf

die Sozialsysteme in Deutschland ist außer-

dem zu beachten, dass Sozialbeitr�ge im

Wesentlichen von regul�r abh�ngig (sozial-

versicherungspflichtig) Besch�ftigten geleistet

werden. Die damit verbundene spezielle Be-

steuerung f�hrt zu Vermeidungsreaktionen,

indem auf andere Besch�ftigungsformen aus-

gewichen wird (z.B. Selbst�ndigkeit, gering-

f�gige Besch�ftigung). Alles in allem d�rfte

die Belastung durch eine allgemeine Ver-

brauchsbesteuerung gleichm�ßiger verteilt

sein, allerdings sind im Hinblick auf die ge-

samtwirtschaftlichen Wachstums- und Be-

sch�ftigungseffekte einer solchen Umschich-

tung im Steuer- und Abgabensystem eher

vorsichtige Erwartungen angemessen.16)

Grunds�tzlich erscheint bei der Frage nach

der Finanzierung von Sozialversicherungsleis-

tungen eine ordnungspolitisch geleitete Her-

angehensweise angezeigt. Demnach w�ren

Steuerzusch�sse vom Prinzip her am Umfang

der versicherungsfremden Leistungen zu be-

messen beziehungsweise allgemeine Umver-

teilungsaufgaben �ber Steuern zu finanzie-

ren.17) Durch eine St�rkung des �quivalenz-

16 Vgl. hierzu z.B.: Europ�ische Kommission (2008),
a.a.O., S. 169 ff.
17 Siehe dazu z.B.: Deutsche Bundesbank, Perspektiven
der Gesetzlichen Rentenversicherung in Deutschland,
Monatsbericht, April 2008, S. 51 ff.
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St�rkung des
�quivalenz-
prinzips erh�ht
Transparenz
und Ziel-
genauigkeit
der Lasten-
verteilung
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charakters der Beitr�ge w�rden die Transpa-

renz staatlicher Leistungen erh�ht und die

Finanzierung allgemeiner staatlicher Aufga-

ben sachgerecht nicht allein von den sozial-

versicherungspflichtig Besch�ftigten, sondern

vom breiteren Kreis aller Steuerzahler getra-

gen. W�ren solche staatlichen Aufgaben und

die damit verbundenen Ausgaben bezie-

hungsweise Steuerzusch�sse klar ausgewie-

sen, w�rden auch eine regelm�ßige �berpr�-

fung ihrer Notwendigkeit und die diesbez�g-

liche finanzpolitische Diskussion erleichtert.

Außerdem w�rde es hierdurch erschwert,

Aufgaben und Belastungen wie in der Ver-

gangenheit intransparent und unsystematisch

hin- und herzuschieben. Gleichzeitig w�rden

Beitr�ge weniger als Steuer, sondern st�rker

als Preis f�r den Erwerb von (Versicherungs-)

Leistungen wahrgenommen, und die Verzer-

rungen durch das Abgabensystem insgesamt

k�nnten sinken.

Schlussbemerkungen

Die Steuereinnahmen haben sich in den letz-

ten beiden Jahren sehr dynamisch entwickelt.

Dies hing maßgeblich mit den aufkommens-

erh�henden Maßnahmen zusammen, die vor

dem Hintergrund einer angespannten Haus-

haltslage beschlossen worden waren. Dane-

ben stiegen die Erl�se aus den gewinnabh�n-

gigen Steuern aber auch unabh�ngig von

Rechts�nderungen stark an und �bertrafen

die Prognosen deutlich. Dabei handelte es

sich zwar zum Teil um eine Gegenbewegung

zur Aufkommensschw�che ab 2001. Aller-

dings d�rften diese Einnahmen nun wieder

�ber ihrem mittelfristigen Trendniveau liegen.

Angesichts der starken Aufkommenszu-

w�chse, des im letzten Jahr praktisch erreich-

ten gesamtstaatlichen Haushaltsausgleichs

sowie der gesamtwirtschaftlichen Abschw�-

chung auch aufgrund der Krise an den

Finanzm�rkten wird derzeit �ber Steuer-

senkungen diskutiert. Die Begrenzung der

Steuerbelastung und ein effizientes Abgaben-

system sind in der Tat wichtige Bestandteile

wachstumsfreundlicher wirtschaftlicher Rah-

menbedingungen. Aufgrund der erheblichen

Unsicherheiten bez�glich des strukturellen

Einnahmenniveaus sowie der sich abzeich-

nenden Haushaltsbelastungen erscheint je-

doch ein vorsichtiger Ansatz sinnvoll, der mit

dem Ziel strukturell ausgeglichener Haushalte

vereinbar ist. Dabei ist grunds�tzlich zu be-

achten, dass letztlich Ausgaben durch Ein-

nahmen gedeckt werden m�ssen, und Kre-

dite die Zahllast im Wesentlichen nur auf der

Zeitachse (zulasten k�nftiger Generationen)

verschieben. Abgabensenkungen erfordern

daher eine solide Gegenfinanzierung. Eine

H�rtung der Haushaltsregeln im Rahmen der

F�deralismusreform II, mit der diesem grund-

legenden Zusammenhang besser Rechnung

getragen wird, ist daher eine wichtige Auf-

gabe. Aufgrund der teilweise erratischen

Entwicklung der Steuereinnahmen ist eine

systematische Einbeziehung der diesbez�g-

lichen Prognoseunsicherheiten in die neuen

Haushaltsregeln dabei von Bedeutung. Hier-

mit k�nnte auch der Stabilisierungsfunktion

der Staatshaushalte im Konjunkturzyklus bes-

ser Rechnung getragen werden.

Insgesamt sollte eine kurzfristig angelegte

Finanzpolitik nach Kassenlage vermieden und

steuerpolitisch eher auf Strukturverbesserun-

Unsicherheit
�ber
strukturelle
Aufkommens-
entwicklung...

... erfordert
vorsichtige
Planungen

Ausgeglichener
Haushalt legt
Rahmen f�r
Ausgaben und
Einnahmen fest

Weitere
Zerfaserung des
Steuersystems
vermeiden
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gen gezielt werden. So hat die deutliche

Absenkung der tariflichen Belastungen seit

2001 die wirtschaftlichen Rahmenbedingun-

gen zwar verbessert, allerdings gab es bei-

spielsweise bei der Finanzierungsneutralit�t

der Unternehmensbesteuerung keine Fort-

schritte, und die Transparenz des Steuersys-

tems wurde insgesamt nicht erh�ht. Zudem

steigen die Belastungen durch die Einkom-

mensteuerprogression automatisch wieder

an. Daher und auch weil der Standortwettbe-

werb um steuerliche Bemessungsgrundlagen

fortbestehen d�rfte, werden grundlegende

Reformen weiterhin auf der politischen

Agenda bleiben. Hierzu k�nnten niedrigere

Steuertarife bei einer Begrenzung von Son-

derregeln, ein nachvollziehbares Grundger�st

und eine transparente Finanzierung versiche-

rungsfremder Leistungen der Sozialversiche-

rungen geh�ren.

Anhang

Wichtige steuerpolitische Maßnahmen seit

Ende 200218)

Zweites Gesetz f�r moderne Dienstleistungen

am Arbeitsmarkt (23. Dezember 2002)

Neuregelung der geringf�gigen Besch�ftigungs-

verh�ltnisse („Mini-Jobs“) ab 2003: einheitliche

Pauschalabgabe (Pauschalsteuer in H�he von 2%

sowie pauschale Sozialbeitr�ge) f�r Besch�ftigte

mit monatlichem Arbeitsentgelt von maximal

400 3. Einkommensteuererm�ßigungen bei Auf-

wendungen f�r haushaltsnahe Besch�ftigungen

und Dienstleistungen.

Gesetz zur Fortentwicklung der �kologischen

Steuerreform (23. Dezember 2002)

Erh�hung der Energiesteuers�tze, vor allem auf

Erdgas, und Einschr�nkung der Verg�nstigungen

f�r das produzierende Gewerbe und die Landwirt-

schaft ab 2003. Mehraufkommen aus der h�heren

Energiebesteuerung durch die „�kologische Steuer-

reform“ soll zur Aufstockung der Bundesmittel

zugunsten der gesetzlichen Rentenversicherung

dienen.19)

Gesetz zum Abbau von Steuerverg�nstigungen

und Ausnahmeregelungen (Steuerverg�nsti-

gungsabbaugesetz, 16. Mai 2003)

Vor allem dreij�hriges Moratorium (12. April 2003

bis 31. Dezember 2005) f�r die Verrechnung von

K�rperschaftsteuerguthaben, die aus dem bis 2000

geltenden Anrechnungsverfahren stammen, sowie

Abschaffung des Rechtsinstituts der Mehrm�tter-

organschaft r�ckwirkend ab 2003.

Zweites Gesetz zur �nderung steuerlicher

Vorschriften (Steuer�nderungsgesetz 2003,

15. Dezember 2003)

Unter anderem Maßnahmen zur Bek�mpfung des

Umsatzsteuerbetrugs, zur Steuervereinfachung und

zum B�rokratieabbau ab 2004.

18 Vgl. auch: Bundesministerium der Finanzen, �bersicht
�ber die Steuerrechts�nderungen seit 1964, Stand Au-
gust 2007, sowie f�r Maßnahmen zwischen 1997 und
Ende 2002: Deutsche Bundesbank (Dezember 2002),
a.a.O.
19 Vgl. auch Erl�uterungen auf S. 43.
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Gesetz zur Umsetzung der Protokollerkl�rung

der Bundesregierung zur Vermittlungsemp-

fehlung zum Steuerverg�nstigungsabbau-

gesetz (22. Dezember 2003) sowie Gesetz zur

�nderung des Gewerbesteuergesetzes und

anderer Gesetze (23. Dezember 2003)

Verschiedene Maßnahmen, mit denen vor allem

das K�rperschaftsteueraufkommen stabilisiert wer-

den soll, insbesondere Begrenzung des steuer-

lichen Verlustvortrags auf 60% des Gesamtbetra-

ges der Eink�nfte f�r Verluste �ber 1 Mio 3 und

Anpassungen bez�glich der Gesellschafter-Fremd-

finanzierung ab 2004. Analoge Anpassungen bei

der Gewerbesteuer und Entlastung der Gemein-

den durch Senkung der Gewerbesteuerumlage.

Gesetz zur F�rderung der Steuerehrlichkeit

(23. Dezember 2003)

Straf- und Bußgeldbefreiung bez�glich nicht ver-

steuerter Einnahmen aus dem Zeitraum 1993 bis

einschließlich 2002 durch Erkl�rung der Einnah-

men und Zahlung einer Pauschalabgabe von 25%

bis Ende 2004 beziehungsweise 35% im ersten

Quartal 2005 (Steueramnestie).20)

Gesetz zur �nderung des Tabaksteuergesetzes

und anderer Verbrauchsteuergesetze

(23. Dezember 2003)

Dreistufige Erh�hung der Tabaksteuer zum M�rz

2004, Dezember 2004 und September 2005 (f�r

Zigaretten Anhebung um jeweils rd. 1,2 Cent je

St�ck). Mehraufkommen soll den 2004 erstmals

gezahlten Bundeszuschuss an die gesetzliche Kran-

kenversicherung finanzieren.21)

Haushaltsbegleitgesetz 2004

(29. Dezember 2003)

Teilweises Vorziehen der dritten Steuerentlastung-

stufe der Einkommensteuerreform 2000 von 2005

auf 2004 (Eingangssteuersatz sinkt von 19,9% auf

16%, Spitzensteuersatz von 48,5% auf 45%,

Grundfreibetrag steigt und obere Proportionalzone

setzt fr�her ein). Verschiedene Maßnahmen zum

Abbau von Steuersubventionen, zur Haushaltskon-

solidierung und zur Bek�mpfung des Umsatz-

steuerbetrugs ab 2004 (insbesondere Reduzierung

der Eigenheimzulage, Anpassung der Abschrei-

bungsregeln f�r bewegliche Wirtschaftsg�ter, Ver-

ringerung der Entfernungspauschale).

Gesetz zur Neuordnung der einkommen-

steuerrechtlichen Behandlung von Alters-

vorsorgeaufwendungen und Altersbez�gen

(Alterseink�nftegesetz, 5. Juli 2004)

Vor allem Einf�hrung des schrittweisen �bergangs

zur nachgelagerten Rentenbesteuerung. Der zu

versteuernde Anteil der Rente steigt von 50% f�r

Bestandsrentner und den Rentenzugang des Jahres

2005 auf 100% ab dem Rentenzugang 2040,

w�hrend der Anteil der steuerfrei gestellten Ren-

tenbeitr�ge von 60% im Jahr 2005 bis 2025 auf

100% zunimmt.22)

20 Die Einnahmen aus dieser Maßnahme waren im Ge-
setzesentwurf mit 5 Mrd 3 veranschlagt worden, lagen
aber tats�chlich bei 1,4 Mrd 3.
21 Vgl. auch Erl�uterungen auf S. 43.
22 Zu weiteren Einzelheiten vgl.: Deutsche Bundesbank
(April 2008), a.a.O.
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Gesetz zur Umsetzung von EU-Richtlinien in

nationales Steuerrecht und zur �nderung

weiterer Vorschriften (Richtlinien-Umset-

zungsgesetz, 9. Dezember 2004)

Vor allem Neuregelung bei den Sondervorschriften

f�r Organschaften ab 2004 (k�rperschaftsteuer-

liche Behandlung von vororganschaftlich verur-

sachten Mehr- oder Minderabf�hrungen).

Gesetz zur Abschaffung der Eigenheimzulage

(22. Dezember 2005)

Abschaffung der Eigenheimzulage f�r Neuf�lle ab

2006.

Gesetz zur Beschr�nkung der Verlustverrech-

nung im Zusammenhang mit Steuerstundungs-

modellen (22. Dezember 2005)

Beschr�nkung der Verrechnung von Verlusten aus

Steuerstundungsmodellen auf positive Eink�nfte

aus derselben Quelle r�ckwirkend ab dem 11. No-

vember 2005.

Gesetz zum Einstieg in ein steuerliches

Sofortprogramm (22. Dezember 2005)

Verschiedene Maßnahmen zur Haushaltskonsoli-

dierung ab 2006 (insbesondere Abschaffung der

Steuerfreiheit f�r Abfindungen und des Sonder-

ausgabenabzugs von privaten Steuerberatungs-

kosten).

Gesetz zur steuerlichen F�rderung von

Wachstum und Besch�ftigung (26. April 2006)

Verschiedene Maßnahmen zur Wirtschaftsf�rde-

rung ab 2006, vor allem Anhebung der degressi-

ven Abschreibung f�r bewegliche Wirtschaftsg�ter

von 20% auf 30% pro Jahr in den Jahren 2006

und 2007, Ausweitung der Einkommensteuer-

erm�ßigungen bei Aufwendungen f�r haushalts-

nahe Dienstleistungen (insbesondere Erweiterung

um spezielle Handwerkerleistungen) und Aus-

dehnung der Ist-Versteuerung bei der Umsatz-

steuer.

Haushaltsbegleitgesetz 2006 (29. Juni 2006)

Anhebung des Regelsatzes von Umsatz- und Ver-

sicherungsteuer um drei Prozentpunkte auf 19%

sowie der land- und forstwirtschaftlichen Vorsteu-

erpauschalen ab 2007. Ein Drittel des Mehrauf-

kommens aus der Umsatzsteuersatzanhebung soll

(im Rahmen einer grunds�tzlichen Neuregelung

der Finanzbeziehungen zwischen Bund und Bun-

desagentur f�r Arbeit) einen regelgebundenen

Bundeszuschuss an die Bundesagentur f�r Arbeit

finanzieren.23)

Investitionszulagengesetz 2005 (17. M�rz

2004), Investitionszulagengesetz 2007 (15. Juli

2006)

Fortf�hrung der F�rderung durch das Ende 2004

auslaufende Investitionszulagengesetz 1999 mit

vermindertem F�rderumfang bis Ende 2009.24)

Steuer�nderungsgesetz 2007 (19. Juli 2006)

Verschiedene Maßnahmen zur Haushaltskonsoli-

dierung ab 2007, vor allem Gew�hrung der Entfer-

nungspauschale nur noch ab dem 21. Entfer-

nungskilometer (Aufwendungen f�r Fahrten zwi-

schen Wohnung und Arbeit grunds�tzlich keine Er-

werbsaufwendungen mehr), Senkung des Sparer-

23 Vgl. auch Erl�uterungen auf S. 43.
24 Die Weiterf�hrung mit verringerten F�rders�tzen ist
zun�chst bis 2013 geplant.
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freibetrages (von 1 370 3 auf 750 3 f�r Ledige),

Herabsetzung des H�chstalters f�r Kindergeldbe-

zug sowie Erh�hung des Einkommensteuersatzes

f�r j�hrliche Einkommen oberhalb von 250 000 3

bei Ledigen beziehungsweise 500 000 3 bei Ver-

heirateten auf 45% (bei Ausnahme der Gewinn-

eink�nfte bis Ende 2007).

Gesetz zur Schaffung deutscher Immobilien-

Aktiengesellschaften mit b�rsennotierten

Anteilen (REIT-Gesetz, 28. Mai 2007)

Schaffung eines neuen Instruments zur indirekten

Immobilienanlage mit dem deutschen Real Estate

Investment Trust (REIT), das heißt einer Sonder-

form b�rsennotierter Aktiengesellschaften, die be-

stimmte Auflagen erf�llt (insbesondere bez�glich

Streuung des Besitzes der Anteile an der AG und

Mindestaussch�ttung) und selbst nicht der Be-

steuerung unterliegt. F�rderung des Verkaufs von

Betriebsgrundst�cken an REITs durch Einkommen-

steuerfreiheit der H�lfte der Verkaufserl�se befris-

tet f�r die Jahre 2007 bis 2009.

Unternehmensteuerreformgesetz 2008

(14. August 2007)

Absenkung der tariflichen Steuerbelastung von

Unternehmen bei Gegenfinanzierung durch ver-

schiedene Maßnahmen zur Verbreiterung der Be-

messungsgrundlagen ab 2008, insbesondere

– Verringerung des K�rperschaftsteuersatzes um

zehn Prozentpunkte auf 15%,

– Einf�hrung einer Thesaurierungsr�cklage f�r

Personenunternehmen mit nominalem Steuer-

satz von rund 30%,

– Anhebung des Faktors zur Anrechnung der Ge-

werbesteuer auf die Einkommensteuer auf 3,8,

– verschiedene Neuregelungen bez�glich der

Gewerbesteuer (insbesondere Senkung der

Steuermesszahl auf 3,5%, Wegfall des Abzugs

der Gewerbesteuer als Betriebsausgabe, Neu-

regelung der Hinzurechnungsregeln f�r Fremd-

finanzierungsaufwendungen),

– Abschaffung der degressiven Abschreibung

f�r bewegliche Wirtschaftsg�ter, Begrenzung

des Schuldzinsenabzugs durch eine „Zins-

schranke“, Neuregelungen bez�glich des Man-

telkaufs, der Wertpapierleihe sowie der Bestim-

mung von Verrechnungspreisen bei Funktions-

verlagerungen.

Einf�hrung einer Abgeltungsteuer f�r private Kapi-

talertr�ge (wie Zinsen, Dividenden, Ver�ußerungs-

gewinne bei Wertpapieren) ab 2009 mit einem

Satz von 25%, Veranlagungsm�glichkeit und pau-

schaliertem Werbungskostenabzug (neuer Sparer-

pauschbetrag von 801 3 /1 602 3 f�r Ledige/Ver-

heiratete).

Gesetz zur weiteren St�rkung des b�rger-

schaftlichen Engagements (10. Oktober 2007)

Ausweitung der steuerlichen F�rderung von Spen-

den und gemeinn�tzigen T�tigkeiten r�ckwirkend

ab 2007.




